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Gesamte Rechtsvorschrift für Abkommen – Einkommen- und Vermögensteuern samt 
Protokoll (San Marino), Fassung vom 21.02.2024 

Langtitel 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik San Marino auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen samt Protokoll 
StF: BGBl. III Nr. 208/2005 (NR: GP XXII RV 706 AB 792 S. 93. BR: AB 7213 S. 718.) 

Änderung 

BGBl. III Nr. 38/2010 (NR: GP XXIV RV 453 AB 514 S. 51. BR: AB 8268 S. 780.) 

Sonstige Textteile 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages samt Protokoll wird genehmigt. 

Ratifikationstext 

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete 
Ratifikationsurkunde wurde gemäß Art. 29 Abs. 1 am 23. September 2005 ausgetauscht; das Abkommen 
tritt daher gemäß Art. 29 Abs. 2 mit 1. Dezember 2005 in Kraft. 

Präambel/Promulgationsklausel 

Die Republik Österreich und die Republik San Marino, von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen abzuschließen, 

haben Folgendes vereinbart: 

Text 

Artikel 1 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

Artikel 2 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskörperschaften erhoben 
werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder 
unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 

 a) in Österreich: 

 i) die Einkommensteuer; 

 ii) die Körperschaftsteuer; 

 iii) die Grundsteuer; 
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 iv) die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben; 

 v) die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken; 

 b) in San Marino: 

die allgemeine Einkommensteuer (Imposta Generale sui Redditi), die erhoben wird: 

 1. von natürlichen Personen; 

 2. von juristischen Personen und Einzelunternehmen; 

selbst wenn diese durch eine Abzugsteuer erhoben wird. 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher Art, die nach 
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben 
werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen 
eingetretenen bedeutsamen Änderungen mit. 

Artikel 3 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 a) umfasst der Ausdruck “Person” natürliche Personen, Gesellschaften, Trusts und alle anderen 
Personenvereinigungen; 

 b) bedeutet der Ausdruck “Gesellschaft” juristische Personen oder Rechtsträger, die für die 
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 

 c) bezieht sich der Ausdruck “Unternehmen” auf die Ausübung einer Geschäftstätigkeit; 

 d) bedeuten die Ausdrücke “Unternehmen eines Vertragsstaats” und “Unternehmen des anderen 
Vertragsstaats”, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird; 

 e) bedeutet der Ausdruck “internationaler Verkehr” jede Beförderung mit einem Seeschiff oder 
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem 
Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich 
zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

 f) bedeutet der Ausdruck “zuständige Behörde” 

i) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 

ii) in San Marino: das Ministerium für Finanzen und Budget; 

 g) bedeutet der Ausdruck “Staatsangehöriger” in Bezug auf einen Vertragsstaat 

i) jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit oder Staatsbürgerschaft dieses 
Vertragsstaats besitzt; und 

ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die nach dem 
in diesem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist; 

 h) schließt der Ausdruck “Geschäftstätigkeit” auch die Ausübung einer freiberuflichen 
oder sonstigen selbständigen Tätigkeit ein. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm im 
Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen 
gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer 
Bedeutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat. 

Artikel 4 

ANSÄSSIGE PERSON 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck “eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person” eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, 
und umfasst auch diesen Staat und seine Gebietskörperschaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine 
Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat 
gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. Darüber hinaus gilt dieser Ausdruck bei Einkünften, die 
Personengesellschaften oder Trusts beziehen oder zahlen, nur insoweit, als die Einkünfte, die diese 
Personengesellschaften oder Trusts beziehen, in diesem Staat steuerpflichtig sind, entweder bei diesen 
oder bei ihren Gesellschaftern oder Begünstigten. 
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(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes: 

 a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt; 
verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat 
ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt 
der Lebensinteressen); 

 b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

 c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

 d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so werden sich die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem Einvernehmen 
zu regeln. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 

Artikel 5 

BETRIEBSTÄTTE 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck “Betriebstätte” eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt 
wird. 

(2) Der Ausdruck “Betriebstätte” umfasst insbesondere: 

 a) einen Ort der Leitung, 

 b) eine Zweigniederlassung, 

 c) eine Geschäftsstelle, 

 d) eine Fabrikationsstätte, 

 e) eine Werkstätte und 

 f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer zwölf 
Monate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten: 

 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 

 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen; 

 f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter lit. a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende 
Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit 
darstellt. 

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 - für ein 
Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens 
Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der Person für das 
Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung 
ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 
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(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem 
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
(entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden 
Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen. 

Artikel 6 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck “unbewegliches Vermögen” hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des 
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das Zubehör 
zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung 
oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe 
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens. 

Artikel 7 

UNTERNEHMENSGEWINNE 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, das Unternehmen übt seine Geschäftstätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine Geschäftstätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen 
die Gewinne des Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser 
Betriebstätte zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Geschäftstätigkeit im anderen Vertragsstaat 
durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat 
dieser Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder 
ähnliche Geschäftstätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen 
ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig 
gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, 
zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo 
entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt 
Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen 
dieses Artikels übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass ausreichende Gründe dafür bestehen, 
anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt. 
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Artikel 8 

SEESCHIFFFAHRT, BINNENSCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, dürfen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens der See- oder 
Binnenschifffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der 
Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in dem 
die Person ansässig ist, die das Schiff betreibt. 

(4) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft 
oder einer internationalen Betriebsstelle. 

Artikel 9 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 

(1) Wenn 

 a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen an 
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne 
zugerechnet - und entsprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in 
diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die 
das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen 
vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander 
vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen 
Gewinnen erhobenen Steuer vor. Diese Änderungen erfolgen ausschließlich in Übereinstimmung mit dem 
Verständigungsverfahren in Artikel 25 dieses Abkommens. 

Artikel 10 

DIVIDENDEN 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

 (2) a) Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden 
zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer 
darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem anderen Vertragsstaat 
ansässige Person ist, 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen. 

 b) Ist der Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft), die 
unmittelbar über mindestens 10 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden 
Gesellschaft verfügt, sind diese Dividenden unter den im innerstaatlichen Recht vorgesehenen 
Bedingungen in dem Vertragsstaat von der Besteuerung ausgenommen, in dem die die 
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, aus denen 
die Dividenden gezahlt werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Dividenden” bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten - ausgenommen 
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Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie Einkünfte, die nach dem Recht des Staates, in dem die 
ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt und die Beteiligung, für die die 
Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
anzuwenden. 

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden 
besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden 
oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebstätte gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete 
Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz 
oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

ZINSEN 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen, wenn diese Person der Nutzungsberechtigte ist, nur im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 sind Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen, von der 
Besteuerung im anderen Staat ausgenommen, wenn 

 a) der Zahler die Regierung dieses Vertragsstaats oder eine seiner Gebietskörperschaften ist; oder 

 b) Zinsen an die Regierung des anderen Vertragsstaats oder an eine seiner Gebietskörperschaften 
oder an Rechtsträger oder Körperschaften (einschließlich Finanzinstitutionen) gezahlt werden, 
die zur Gänze im Eigentum des anderen Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskörperschaften 
stehen; oder 

 c) Zinsen für die Regierung an andere Rechtsträger oder Körperschaften (einschließlich 
Finanzinstitutionen) für Darlehen gezahlt werden, die von ihnen im Rahmen von Abkommen 
gewährt werden, die zwischen den Regierungen der Vertragsstaaten abgeschlossen worden sind. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Zinsen” bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder 
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteiligung 
am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und 
aus Obligationen einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. 
Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine Geschäftstätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(5) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem 
Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem 
Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte und ist die Schuld, für die 
die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte eingegangen worden und trägt die Betriebstätte 
die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte liegt. 

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der 
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

LIZENZGEBÜHREN 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und deren Nutzungsberechtigter eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, dürfen nur im anderen Staat besteuert werden. 
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(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Lizenzgebühren” bedeutet Vergütungen jeder Art, 
die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich kinematographischer Filme, von Patenten, 
Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder für die Mitteilung 
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine Geschäftstätigkeit durch eine dort 
gelegene Betriebstätte ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, gemessen 
an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, einschließlich 
derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen 
Unternehmen) erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen 
Verkehr betrieben werden, von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, und von beweglichem 
Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung von Anteilen 
bezieht, deren Wert zu mehr als 50 vom Hundert unmittelbar oder mittelbar auf unbeweglichem 
Vermögen beruht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(5) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2, 3 und 4 nicht genannten Vermögens 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

EINKÜNFTE AUS UNSELBSTÄNDIGER ARBEIT 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 15, 17, 18, 19 und 20 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche 
Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in 
diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die 
Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während des 
betreffenden Steuerjahres aufhält und 

 b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im 
anderen Staat ansässig ist, und 

 c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte getragen werden, die der Arbeitgeber im anderen 
Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das im internationalen Verkehr 
betrieben wird, oder an Bord eines Schiffes, das der Binnenschifffahrt dient, ausgeübt wird, in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

Artikel 15 
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AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats oder 
Revisionsorgans einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen im anderen 
Staat besteuert werden. 

Artikel 16 

KÜNSTLER UND SPORTLER 

(1) Ungeachtet der Artikel 7 und 14 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder als 
Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7 und 14 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von Künstlern oder Sportlern in einem 
Vertragsstaat ausgeübten Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder überwiegend aus 
öffentlichen Mitteln des anderen Staates oder einer seiner Gebietskörperschaften oder von einer als 
gemeinnützig anerkannten Einrichtung unterstützt wird. In diesem Fall dürfen die Einkünfte nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Person ansässig ist. 

Artikel 17 

RUHEGEHÄLTER 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 18 Absatz 2 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer 
in einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der Empfänger mit diesen Einkünften in dem Staat, in dem 
er ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates nicht der Besteuerung unterworfen wird. In diesem Fall 
dürfen diese Einkünfte in dem Staat besteuert werden, aus dem sie stammen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 dieses Artikels dürfen Ruhegehälter und ähnliche Zahlungen, die von 
einem Vertragsstaat auf Grund der Sozialversicherungsgesetzgebung geleistet werden, ausschließlich in 
diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 18 

ÖFFENTLICHER DIENST 

 (1) a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die von einem 
Vertragsstaat, einer seiner Gebietskörperschaften oder Körperschaften des öffentlichen Rechts 
an eine natürliche Person für die diesem Staat, der Gebietskörperschaft oder der Körperschaft 
des öffentlichen Rechts geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

 b) Diese Gehälter, Löhne und ähnlichen Vergütungen dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat 
besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natürliche Person 
in diesem Staat ansässig ist und 

 i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 

 ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig geworden ist, um die Dienste zu 
leisten. 

 (2) a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einer seiner Gebietskörperschaften oder 
Körperschaften des öffentlichen Rechts oder aus einem von diesem Staat, der 
Gebietskörperschaft oder der Körperschaft des öffentlichen Rechts errichteten 
Sondervermögen an eine natürliche Person für die diesem Staat, der Gebietskörperschaft oder 
der Körperschaft des öffentlichen Rechts geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

 b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die 
natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und ein Staatsangehöriger dieses Staates ist. 
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(3) Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im 
Zusammenhang mit einer Geschäftstätigkeit eines Vertragsstaats, einer seiner Gebietskörperschaften oder 
Körperschaften des öffentlichen Rechts erbracht werden, sind die Artikel 14, 15, 16 oder 17 anzuwenden. 

Artikel 19 

HOCHSCHULLEHRER, LEHRER UND FORSCHER 

Ein Hochschullehrer, Lehrer oder Forscher, der einen Vertragsstaat vorübergehend nicht länger als 2 
Jahre zu Unterrichts- oder Forschungszwecken an einer Universität, einem College, einer Schule oder 
einer ähnlichen Bildungseinrichtung besucht und der im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
unmittelbar vor diesem Besuch ansässig war, ist im erstgenannten Staat mit den Vergütungen aus dieser 
Lehrtätigkeit oder Forschung von der Besteuerung ausgenommen. 

Artikel 20 

STUDENTEN 

Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat ausschließlich 
zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein Studium 
oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese 
Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 

Artikel 21 

ANDERE EINKÜNFTE 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht 
behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne des Artikels 
6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen 
Vertragsstaat eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt und die Rechte oder 
Vermögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(3) Einkünfte auf Grund gesetzlicher Versorgungsrechtsansprüche, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person aus dem anderen Vertragsstaat bezieht, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert 
werden, wenn sie nach dem Recht des anderen Vertragsstaats von der Besteuerung ausgenommen wären. 

Artikel 22 

VERMÖGEN 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und Schiffe, die 
der Binnenschifffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder 
Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 23 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 

Die Doppelbesteuerung wird wie folgt vermieden: 

(1) In Österreich: 

 a) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in San Marino besteuert werden, so 
rechnet Österreich 

 i) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in San 
Marino gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht; 
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 ii) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in San 
Marino gezahlten Steuer vom Vermögen entspricht. 

Der anzurechnende Betrag darf jedoch in beiden Fällen den Teil der vor der Anrechnung ermittelten 
Steuer vom Einkommen oder vom Vermögen nicht übersteigen, der auf die Einkünfte, die in San 
Marino besteuert werden dürfen, oder auf das Vermögen, das in San Marino besteuert werden darf, 
entfällt. 

 b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person, die in San Marino eine nachhaltige aktive 
Geschäftstätigkeit ausübt, Einkünfte und dürfen diese Einkünfte nach Artikel 7 in San Marino 
besteuert werden, so nimmt Österreich ungeachtet der lit. a diese Einkünfte von der Besteuerung 
aus. Ungeachtet der lit. a gilt diese Befreiung auch für Einkünfte, die eine in Österreich ansässige 
Person bezieht und die nach Artikel 14 in San Marino besteuert werden dürfen. 

 c) Einkünfte oder Vermögen einer in Österreich ansässigen Person, die nach dem Abkommen von 
der Besteuerung in Österreich auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in Österreich bei der 
Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder Vermögen der Person einbezogen 
werden. 

(2) In San Marino: 

 a) Bezieht eine in San Marino ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Österreich besteuert werden, so 
rechnet San Marino 

 i) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in 
Österreich gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht; 

 ii) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Österreich 
gezahlten Steuer vom Vermögen entspricht. 

Der anzurechnende Betrag darf jedoch in beiden Fällen den Teil der vor der Anrechnung ermittelten 
Steuer vom Einkommen oder vom Vermögen nicht übersteigen, der auf die Einkünfte, die in 
Österreich besteuert werden dürfen, oder auf das Vermögen, das in Österreich besteuert werden 
darf, entfällt. 

 b) Bezieht eine in San Marino ansässige Person, die in Österreich eine nachhaltige aktive 
Geschäftstätigkeit ausübt, Einkünfte und dürfen diese Einkünfte nach Artikel 7 in Österreich 
besteuert werden, so nimmt San Marino ungeachtet der lit. a diese Einkünfte von der 
Besteuerung aus. Ungeachtet der lit. a gilt diese Befreiung auch für Einkünfte, die eine in San 
Marino ansässige Person bezieht und die nach Artikel 14 in Österreich besteuert werden dürfen. 

 c) Einkünfte oder Vermögen einer in San Marino ansässigen Person, die nach dem Abkommen von 
der Besteuerung in San Marino auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in San Marino bei der 
Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder Vermögen der Person einbezogen 
werden. 

Artikel 24 

GLEICHBEHANDLUNG 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder 
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in 
keinem Vertragsstaat ansässig sind. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -
vergünstigungen und -ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu 
gewähren, die er seinen ansässigen Personen gewährt. 

(3) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 6 oder Artikel 12 Absatz 4 anzuwenden ist, 
sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige 
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
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steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden 
gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer 
Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(5) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 

Artikel 25 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider 
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht 
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern 
ihr Fall von Artikel 24 Absatz 1 erfasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, 
dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muss innerhalb von zwei Jahren nach der ersten Mitteilung der 
Maßnahme unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder 
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung 
in Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im 
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein mündlicher 
Meinungsaustausch für die Herbeiführung der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher 
Meinungsaustausch in einer Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern der zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten besteht. 

(5) Gelangen die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten in den in den vorstehenden Absätzen 
vorgesehenen Fällen innerhalb von zwei Jahren, nachdem der Fall erstmals einer der zuständigen 
Behörden unterbreitet worden ist, nicht zu einem Einvernehmen über die Vermeidung der 
Doppelbesteuerung, so setzen die zuständigen Behörden für jeden Einzelfall ein Schiedsgericht ein, das 
angerufen wird, eine Stellungnahme abzugeben, wie die Doppelbesteuerung beseitigt werden soll, sofern 
der/die Steuerpflichtige(n) sich verpflichtet(n), sich an die jeweiligen Entscheidungen zu binden. Die 
Einsetzung des Schiedsgerichts ist davon abhängig, dass alle bei nationalen Gerichten anhängigen 
Verfahren – ohne Vorbehalte oder Bedingungen – zuvor eingestellt worden sind. 

Das Schiedsgericht besteht aus drei Mitgliedern. Jede zuständige Behörde bestellt innerhalb von 3 
Monaten nach Ablauf des oben genannten Zeitraums ein Mitglied. Die beiden auf diese Weise bestellten 
Mitglieder bestellen innerhalb desselben Zeitraums gemeinsam aus unabhängigen Persönlichkeiten den 
Präsidenten, der den Vertragsstaaten oder einem dritten Mitgliedstaat der OECD angehört. Bei der 
Abgabe seiner Stellungnahme wendet das Gericht die Bestimmungen dieses Abkommens und die 
allgemeinen Grundsätze des Völkerrechts unter Berücksichtigung des innerstaatlichen Rechts der 
Vertragsstaaten an. Das Gericht legt die Vorschriften für das Schiedsverfahren selbst fest. 

Auf Ersuchen hat/haben der/die Steuerpflichtige(n) beim Schiedsgericht das Recht auf Parteiengehör oder 
das Recht auf Vertretung. 

(6) Das Gericht gibt seine Entscheidung innerhalb von 6 Monaten ab dem Zeitpunkt der Bestellung 
des Präsidenten ab. Die Entscheidung erfolgt mit einfacher Mehrheit. Innerhalb von 6 Monaten nach der 
Entscheidung des Schiedsgerichts können die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten in gegenseitigem 
Einvernehmen Maßnahmen ergreifen, um den Anlass für die Meinungsverschiedenheit zu beseitigen. Das 
Schiedsgericht gibt seine Entscheidung binnen sechs Monaten ab, nachdem es befasst worden ist. Die 
Entscheidung ist hinsichtlich des Einzelfalles für beide Vertragsstaaten und alle betroffenen 
Steuerpflichtigen bindend. 
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(7) Die Kosten des Schiedsverfahrens werden zu gleichen Teilen von den Vertragsstaaten getragen. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Zum Bezugszeitraum vgl. Art. 3, BGBl. III Nr. 38/2010. 

Artikel 26 

INFORMATIONSAUSTAUSCH 

1. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur Durchführung 
dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des innerstaatlichen Rechts betreffend 
Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer 
Gebietskörperschaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht 
entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch 
Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 

2. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie 
die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den 
Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht 
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder mit der 
Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit der Aufsicht 
darüber befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke 
verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 
Gerichtsentscheidung offen legen. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat 
die erhaltenen Informationen für andere Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem Recht 
beider Staaten für solche andere Zwecke verwendet werden dürfen und die zuständige Behörde 
desjenigen Staates, der die Informationen erteilt hat, dieser anderen Verwendung zustimmt. 

3. Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen Vertragsstaat, 

a. Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses 
oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b. Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

c. Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem "Ordre Public" widerspräche. 

4. Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der andere Vertragsstaat 
die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen Informationen, selbst 
wenn dieser andere Staat diese Informationen für seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die 
im vorhergehenden Satz enthaltene Verpflichtung unterliegt den Beschränkungen nach Absatz 3, wobei 
diese jedoch nicht so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur deshalb 
ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches steuerliches Interesse an solchen Informationen hat. 

5. Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die Erteilung von Informationen 
nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen Kreditinstitut, einem 
Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhänder befinden oder weil sie sich auf das Eigentum an einer 
Person beziehen. 

Artikel 27 

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER 
VERTRETUNGEN 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf 
Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 

Artikel 28 

RÜCKZAHLUNGEN 

(1) Die in einem Vertragsstaat durch Abzug an der Quelle erhobenen Steuern werden auf Antrag der 
betroffenen Partei rückgezahlt, soweit das Recht zur Erhebung dieser Steuern durch dieses Abkommen 
eingeschränkt wird. 

GÜLT
IG

E FASSUNG / V
ALID

 VERSIO
N



 Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at Seite 13 von 14 

(2) Den Rückzahlungsanträgen, die innerhalb der Fristen zu stellen sind, die in den Gesetzen des zur 
Rückzahlung verpflichteten Vertragsstaats vorgesehenen sind, ist eine amtliche Bescheinigung des 
Vertragsstaats, in dem der Steuerpflichtige ansässig ist, anzuschließen, wonach der Steuerpflichtige die 
Voraussetzungen zur Inanspruchnahme der Vorteile dieses Abkommens erfüllt. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten regeln in gegenseitigem Einvernehmen gemäß 
Artikel 25 dieses Abkommens, wie dieser Artikel durchzuführen ist. 

Artikel 29 

IN-KRAFT-TRETEN 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden so bald wie 
möglich ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der dem Monat unmittelbar 
folgt, in dem der Austausch der Ratifikationsurkunden erfolgt ist, und seine Bestimmungen finden für alle 
Steuerjahre Anwendung, die nach dem 31. Dezember des Kalenderjahres beginnen, in dem der Austausch 
der Ratifikationsurkunden erfolgt ist. 

Artikel 30 

KÜNDIGUNG 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt wird. Jeder 
Vertragsstaat kann es am oder vor dem 30. Juni eines jeden Kalenderjahres nach Ablauf von fünf Jahren 
nach seinem In-Kraft-Treten schriftlich auf diplomatischem Weg kündigen. In diesem Fall findet das 
Abkommen nicht mehr Anwendung auf Steuerjahre, die nach dem 31. Dezember des Kalenderjahres 
beginnen, in dem die Kündigung erfolgt ist. 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten 
dieses Abkommen unterzeichnet. 
 

GESCHEHEN zu Wien, am 24. November 2004, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher, 
italienischer und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. Im Zweifel ist der 
englische Text maßgeblich. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Zum Bezugszeitraum vgl. Art. 2, BGBl. III Nr. 38/2010. 

PROTOKOLL 
 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Abkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen, das heute zwischen der Republik Österreich und der Republik San Marino abgeschlossen 
wurde, sind die Gefertigten übereingekommen, dass die folgenden Bestimmungen einen integrierenden 
Bestandteil dieses Abkommens bilden. 
 

1. Zu Artikel 5 Absatz 2: 

Der Ausdruck “Betriebstätte” umfasst auch einen Server. 
 

2. Zu Artikel 10 Absatz 2: 

Der Hinweis auf das innerstaatliche Recht in lit. b bezieht sich auf innerstaatliche Bestimmungen zur 
Verhinderung von Missbrauch. 
 

3. Zu Artikel 16 Absatz 3: 

Es besteht Einvernehmen, dass Absatz 3 auch für die Trägerkörperschaften von Orchestern, Theatern, 
Balletten sowie für die Mitglieder solcher Kulturträger gilt, wenn diese Trägerkörperschaften im 
Wesentlichen ohne Gewinnerzielung tätig sind und dies durch die zuständige Behörde im 
Ansässigkeitsstaat bestätigt wird. 
 

4. Zu Artikel 21 Absatz 3: 
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 a) Zu den Vergütungen im Sinne des Absatzes 3 gehören auch Vergütungen für einen Schaden, der 
als Folge von Straftaten, Impfungen oder ähnlichen Gründen entstanden ist. 

 b) Die in dieser Bestimmung angeführten Bezüge sind bei Ermittlung des Progressionsvorbehalts 
außer Ansatz zu lassen. 

 

5. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. III Nr. 38/2010) 
 

6. Auslegung des Abkommens 

Es gilt als vereinbart, dass den Abkommensbestimmungen, die nach den entsprechenden Bestimmungen 
des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
abgefasst sind, allgemein dieselbe Bedeutung zukommt, die im OECD-Kommentar dazu dargelegt wird. 
Die Vereinbarung im vorstehenden Satz gilt nicht hinsichtlich der nachstehenden Punkte: 

 a) alle Vorbehalte oder Bemerkungen der beiden Vertragsstaaten zum OECD-Muster oder dessen 
Kommentar; 

 b) alle gegenteiligen Auslegungen in diesem Protokoll; 

 c) alle gegenteiligen Auslegungen, die einer der beiden Vertragsstaaten in einer veröffentlichten 
Erklärung vornimmt, die der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats vor In-Kraft-Treten 
des Abkommens übermittelt worden ist; 

 d) alle gegenteiligen Auslegungen, auf die sich die zuständigen Behörden nach In-Kraft-Treten des 
Abkommens geeinigt haben. 

Der OECD-Kommentar - der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann - stellt eine Auslegungshilfe im 
Sinne des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge vom 23. Mai 1969 dar. 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten 
dieses Protokoll unterzeichnet. 
 

GESCHEHEN zu Wien, am 24. November 2004, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher, 
italienischer und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. Im Zweifel ist der 
englische Text maßgeblich. 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2005  Ausgegeben am 9. Dezember 2005  Teil III 

208. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik San Marino auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Protokoll 

 (NR: GP XXII RV 706 AB 792 S. 93. BR: AB 7213 S. 718.) 

208.  

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages samt Protokoll wird genehmigt. 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik San Marino auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Protokoll 

[deutscher Vertragstext siehe Anlagen] 

[englischer Vertragstext siehe Anlagen] 

[italienischer Vertragstext siehe Anlagen] 
Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikationsur-
kunde wurde gemäß Art. 29 Abs. 1 am 23. September 2005 ausgetauscht; das Abkommen tritt daher 
gemäß Art. 29 Abs. 2 mit 1. Dezember 2005 in Kraft. 

Schüssel 



 

 

 

 

 

 

ABKOMMEN 

ZWISCHEN  

DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

UND 

DER REPUBLIK SAN MARINO 

AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM 

VERMÖGEN 
 

 

 

 

 

 Die Republik Österreich und die Republik San Marino, von dem Wunsche 

geleitet, ein Abkommen auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

abzuschließen,  

 

 

 

 

haben Folgendes vereinbart: 
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Artikel 1 

 
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN 

 
 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden 
Vertragsstaaten ansässig sind. 
 
 

Artikel 2 
 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 
 
 

(1)  Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner 
Gebietskörperschaften erhoben werden. 
 

(2)  Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des 
Vermögens erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung 
beweglichen oder unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuern sowie der Steuern 
vom Vermögenszuwachs. 
 

(3)  Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 
 
a) in Österreich: 
 
i) die Einkommensteuer; 
ii) die Körperschaftsteuer; 
iii) die Grundsteuer; 
iv) die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben; 
v) die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken; 

 
b) in San Marino: 

 
die allgemeine Einkommensteuer (Imposta Generale sui Redditi), die erhoben wird: 
 1. von natürlichen Personen; 
 2. von juristischen Personen und Einzelunternehmen; 
selbst wenn diese durch eine Abzugsteuer erhoben wird.  

 
(4)  Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher Art, 

die nach der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an 
deren Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander 
die in ihren Steuergesetzen eingetretenen bedeutsamen Änderungen mit. 
 
 

Artikel 3 
 

ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 
 
 

(1)  Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 
 

BGBl. III - Ausgegeben am 9. Dezember 2005 - Nr. 208 2 von 21

www.ris.bka.gv.at



3 

a) umfasst der Ausdruck "Person" natürliche Personen, Gesellschaften, Trusts und alle 
anderen Personenvereinigungen; 

 
b) bedeutet der Ausdruck "Gesellschaft" juristische Personen oder Rechtsträger, die für 

die Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 
 

c) bezieht sich der Ausdruck "Unternehmen" auf die Ausübung einer Geschäftstätigkeit; 
 

d) bedeuten die Ausdrücke "Unternehmen eines Vertragsstaats" und "Unternehmen des 
anderen Vertragsstaats", je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird; 

 
e) bedeutet der Ausdruck "internationaler Verkehr" jede Beförderung mit einem 

Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsächlicher 
Geschäftsleitung in einem Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff 
oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat 
betrieben; 

 
f) bedeutet der Ausdruck "zuständige Behörde" 
 i) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen bevollmächtigten 

Vertreter; 
 ii) in San Marino: das Ministerium für Finanzen und Budget; 
 
g) bedeutet der Ausdruck "Staatsangehöriger" in Bezug auf einen Vertragsstaat 
 i) jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit oder Staatsbürgerschaft dieses 

Vertragsstaats besitzt; und 
 ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, 

die nach dem in diesem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist; 
 

h) schließt der Ausdruck "Geschäftstätigkeit" auch die Ausübung einer freiberuflichen 
oder sonstigen selbständigen Tätigkeit ein. 

 
(2)  Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der 

Zusammenhang nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die 
Bedeutung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates über die 
Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat 
anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer Bedeutung hat, die der Ausdruck nach 
anderem Recht dieses Staates hat. 
 
 

Artikel 4 
 

ANSÄSSIGE PERSON 
 
 

(1)  Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person" eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres 
Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen 
ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch diesen Staat und seine 
Gebietskörperschaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat 
nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat gelegenem 
Vermögen steuerpflichtig ist. Darüber hinaus gilt dieser Ausdruck bei Einkünften, die 
Personengesellschaften oder Trusts beziehen oder zahlen, nur insoweit, als die Einkünfte, die 
diese Personengesellschaften oder Trusts beziehen, in diesem Staat steuerpflichtig sind, 
entweder bei diesen oder bei ihren Gesellschaftern oder Begünstigten.  
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(2)  Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt 

Folgendes: 
 

a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige 
Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als nur in dem Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen); 

 
b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 

Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

 
c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der 

Staaten, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 
 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so werden 
sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in 
gegenseitigem Einvernehmen zu regeln. 

 
(3)  Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten 

ansässig, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen 
Geschäftsleitung befindet. 
 
 

Artikel 5 
 

BETRIEBSTÄTTE 
 
 

(1)  Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "Betriebstätte" eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ganz oder 
teilweise ausgeübt wird. 
 

(2)  Der Ausdruck "Betriebstätte" umfasst insbesondere: 
 

a) einen Ort der Leitung, 
b) eine Zweigniederlassung, 
c) eine Geschäftsstelle, 
d) eine Fabrikationsstätte, 
e) eine Werkstätte und 
f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte 

der Ausbeutung von Bodenschätzen. 
 

(3)  Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer 
zwölf Monate überschreitet. 
 

(4)  Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als 
Betriebstätten: 
 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von 
Gütern oder Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 
b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur 

Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 
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c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem 

Zweck unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder 
verarbeitet zu werden; 

 
d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

für das Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu 
beschaffen; 

 
e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

für das Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder 
eine Hilfstätigkeit darstellen; 

 
f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

mehrere der unter lit. a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, dass 
die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung 
vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit darstellt. 

 
(5)  Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 

6 - für ein Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen 
des Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, 
so wird das Unternehmen ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in 
diesem Staat für alle von der Person für das Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine 
Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich auf die in Absatz 4 genannten 
Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, diese 
Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 
 

(6)  Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine 
Betriebstätte in einem Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, 
Kommissionär oder einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im 
Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 
 

(7)  Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine 
Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen 
Vertragsstaat ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere 
Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaften zur Betriebstätte der 
anderen. 
 
 

Artikel 6 
 

EINKÜNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMÖGEN 
 
 

(1)  Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem 
Vermögen (einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, 
das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Der Ausdruck "unbewegliches Vermögen" hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht 
des Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall 
das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über 
Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf 
veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von 
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten 
nicht als unbewegliches Vermögen. 
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(3)  Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder 

Verpachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 
 

(4)  Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens. 
 
 

Artikel 7 
 

UNTERNEHMENSGEWINNE 
 
 

(1)  Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, das Unternehmen übt seine Geschäftstätigkeit im anderen 
Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine 
Geschäftstätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des Unternehmens im 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet 
werden können. 
 

(2)  Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Geschäftstätigkeit im anderen 
Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des 
Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte 
erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Geschäftstätigkeit unter gleichen oder 
ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit 
dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 
 

(3)  Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen 
Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die 
Betriebstätte liegt, oder anderswo entstanden sind. 
 

(4)  Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile 
zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden 
Gewinne nach der üblichen Aufteilung ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch 
derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels übereinstimmt. 
 

(5)  Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird 
einer Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 
 

(6)  Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte 
zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass 
ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 
 

(7)  Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens 
behandelt werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen 
dieses Artikels nicht berührt. 
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Artikel 8 
 

SEESCHIFFFAHRT, BINNENSCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT 
 
 

(1)  Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
 

(2)  Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, dürfen nur in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 
 

(3)  Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens der See- 
oder Binnenschifffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in 
dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in dem 
Vertragsstaat, in dem die Person ansässig ist, die das Schiff betreibt. 
 

(4)  Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer 
Betriebsgemeinschaft oder einer internationalen Betriebsstelle. 
 
 

Artikel 9 
 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 
 
 

(1)  Wenn 
 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 
b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle 

oder dem Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines 
Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

 
und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen 
Beziehungen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen 
abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die 
Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser 
Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und 
entsprechend besteuert werden. 
 

(2)  Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates 
Gewinne zugerechnet - und entsprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des 
anderen Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den 
zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt 
hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen die gleichen 
gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so nimmt 
der andere Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen Gewinnen erhobenen 
Steuer vor. Diese Änderungen erfolgen ausschließlich in Übereinstimmung mit dem 
Verständigungsverfahren in Artikel 25 dieses Abkommens. 
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Artikel 10 
 

DIVIDENDEN 
 
 

(1)  Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)   a)  Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die 
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses 
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte 
der Dividenden eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, 15 
vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen. 

 
b)  Ist der Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft (jedoch keine Personen-

gesellschaft), die unmittelbar über mindestens 10 vom Hundert des Kapitals 
der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt, sind diese Dividenden 
unter den im innerstaatlichen Recht vorgesehenen Bedingungen in dem 
Vertragsstaat von der Besteuerung ausgenommen, in dem die die Dividenden 
zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

 
Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, 

aus denen die Dividenden gezahlt werden. 
 

(3)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Dividenden" bedeutet Einkünfte aus 
Aktien, Genussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten - 
ausgenommen Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie Einkünfte, die nach dem Recht 
des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien 
steuerlich gleichgestellt sind. 
 

(4)  Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden 
zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebstätte ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu 
dieser Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 
 

(5)  Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte 
aus dem anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft 
gezahlten Dividenden besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen 
Staat ansässige Person gezahlt werden oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat gelegenen Betriebstätte gehört, noch 
Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst 
wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise 
aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. 
 
 

Artikel 11 
 

ZINSEN 
 
 

(1)  Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat 
ansässige Person gezahlt werden, dürfen, wenn diese Person der Nutzungsberechtigte ist, 
nur im anderen Staat besteuert werden. 
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(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 sind Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen, von 
der Besteuerung im anderen Staat ausgenommen, wenn 
 

a) der Zahler die Regierung dieses Vertragsstaats oder eine seiner Gebiets-
körperschaften ist; oder 

 
b) Zinsen an die Regierung des anderen Vertragsstaats oder an eine seiner 

Gebietskörperschaften oder an Rechtsträger oder Körperschaften (einschließlich 
Finanzinstitutionen) gezahlt werden, die zur Gänze im Eigentum des anderen 
Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskörperschaften stehen; oder 

 
c) Zinsen für die Regierung an andere Rechtsträger oder Körperschaften (einschließlich 

Finanzinstitutionen) für Darlehen gezahlt werden, die von ihnen im Rahmen von 
Abkommen gewährt werden, die zwischen den Regierungen der Vertragsstaaten 
abgeschlossen worden sind. 

 
(3)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Zinsen" bedeutet Einkünfte aus 

Forderungen jeder Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken 
gesichert oder mit einer Beteiligung am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und 
insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Obligationen einschließlich der 
damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für verspätete 
Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 
 

(4)  Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine 
Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt und die Forderung, für die 
die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 
7 anzuwenden. 
 

(5)  Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine 
in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht 
darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine 
Betriebstätte und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der 
Betriebstätte eingegangen worden und trägt die Betriebstätte die Zinsen, so gelten die Zinsen 
als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte liegt. 
 

(6)  Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 
jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die 
Zinsen, gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und 
Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur 
auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach 
dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 
 
 

Artikel 12 
 

LIZENZGEBÜHREN 
 
 

(1)  Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und deren Nutzungs-
berechtigter eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, dürfen nur im anderen Staat 
besteuert werden. 

 
(2)  Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen 

jeder Art, die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an 
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literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich 
kinematographischer Filme, von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen 
Formeln oder Verfahren oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 
 

(3)  Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine 
Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt und die Rechte oder 
Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 
 

(4)  Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 
jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die 
Lizenzgebühren, gemessen an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner 
und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel 
nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach 
dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 
 
 

Artikel 13 
 

GEWINNE AUS DER VERÄUSSERUNG VON VERMÖGEN 
 
 

(1)  Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung 
unbeweglichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat 
liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, 
einschließlich derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein 
oder mit dem übrigen Unternehmen) erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden. 
 

(3)  Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im 
internationalen Verkehr betrieben werden, von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, und 
von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen 
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
 

(4)  Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung von 
Anteilen bezieht, deren Wert zu mehr als 50 vom Hundert unmittelbar oder mittelbar auf 
unbeweglichem Vermögen beruht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen 
Staat besteuert werden. 
 

(5)  Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2, 3 und 4 nicht genannten 
Vermögens dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer 
ansässig ist. 
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Artikel 14 
 

EINKÜNFTE AUS UNSELBSTÄNDIGER ARBEIT 
 
 

(1)  Vorbehaltlich der Artikel 15, 17, 18, 19 und 20 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche 
Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit 
bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen 
Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen 
Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, 
nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 
 

a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während 
des betreffenden Steuerjahres aufhält und 

 
b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, 

der nicht im anderen Staat ansässig ist, und 
 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte getragen werden, die der Arbeitgeber 
im anderen Staat hat. 

 
(3)  Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für 

unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das im 
internationalen Verkehr betrieben wird, oder an Bord eines Schiffes, das der Binnenschifffahrt 
dient, ausgeübt wird, in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
 
 

Artikel 15 
 

AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGÜTUNGEN 
 
 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder 
Verwaltungsrats oder Revisionsorgans einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertrags-
staat ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 
 
 

Artikel 16 
 

KÜNSTLER UND SPORTLER 
 
 

(1)  Ungeachtet der Artikel 7 und 14 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie 
Musiker, oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit 
bezieht, im anderen Staat besteuert werden. 
 

(2)  Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft 
persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer 
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anderen Person zu, so dürfen diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7 und 14 in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von Künstlern oder Sportlern in 

einem Vertragsstaat ausgeübten Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder 
überwiegend aus öffentlichen Mitteln des anderen Staates oder einer seiner 
Gebietskörperschaften oder von einer als gemeinnützig anerkannten Einrichtung unterstützt 
wird. In diesem Fall dürfen die Einkünfte nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem 
die Person ansässig ist. 
 
 

Artikel 17 
 

RUHEGEHÄLTER 
 
 

(1)  Vorbehaltlich des Artikels 18 Absatz 2 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, 
die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt 
werden, nur in diesem Staat besteuert werden. 
 

(2)  Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der Empfänger mit diesen Einkünften in dem 
Staat, in dem er ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates nicht der Besteuerung 
unterworfen wird. In diesem Fall dürfen diese Einkünfte in dem Staat besteuert werden, aus 
dem sie stammen. 
 

(3)  Ungeachtet des Absatzes 1 dieses Artikels dürfen Ruhegehälter und ähnliche 
Zahlungen, die von einem Vertragsstaat auf Grund der Sozialversicherungsgesetzgebung 
geleistet werden, ausschließlich in diesem Staat besteuert werden. 
 
 

Artikel 18 
 

ÖFFENTLICHER DIENST 
 
 

(1) a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die 
von einem Vertragsstaat, einer seiner Gebietskörperschaften oder 
Körperschaften des öffentlichen Rechts an eine natürliche Person für die 
diesem Staat, der Gebietskörperschaft oder der Körperschaft des öffentlichen 
Rechts geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

 
b)  Diese Gehälter, Löhne und ähnlichen Vergütungen dürfen jedoch nur im 

anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat 
geleistet werden und die natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und 

 
i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 
ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig geworden ist, um die 

Dienste zu leisten. 
 

(2)   a)  Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einer seiner Gebietskörperschaften 
oder Körperschaften des öffentlichen Rechts oder aus einem von diesem Staat, 
der Gebietskörperschaft oder der Körperschaft des öffentlichen Rechts 
errichteten Sondervermögen an eine natürliche Person für die diesem Staat, 
der Gebietskörperschaft oder der Körperschaft des öffentlichen Rechts 
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geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

 
b)  Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert 

werden, wenn die natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und ein 
Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

 
(3)  Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, 

die im Zusammenhang mit einer Geschäftstätigkeit eines Vertragsstaats, einer seiner 
Gebietskörperschaften oder Körperschaften des öffentlichen Rechts erbracht werden, sind die 
Artikel 14, 15, 16 oder 17 anzuwenden. 
 
 

Artikel 19 
 

HOCHSCHULLEHRER, LEHRER UND FORSCHER 
 
 

Ein Hochschullehrer, Lehrer oder Forscher, der einen Vertragsstaat vorübergehend nicht 
länger als 2 Jahre zu Unterrichts- oder Forschungszwecken an einer Universität, einem 
College, einer Schule oder einer ähnlichen Bildungseinrichtung besucht und der im anderen 
Vertragsstaat ansässig ist oder dort unmittelbar vor diesem Besuch ansässig war, ist im 
erstgenannten Staat mit den Vergütungen aus dieser Lehrtätigkeit oder Forschung von der 
Besteuerung ausgenommen. 
 
 

Artikel 20 
 

STUDENTEN 
 
 

Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat 
ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, 
für seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten 
Staat nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates 
stammen. 
 
 

Artikel 21 
 

ANDERE EINKÜNFTE 
 
 

(1)  Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden 
Artikeln nicht behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat 
besteuert werden. 
 

(2)  Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im Sinne 
des Artikels 6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Empfänger im anderen Vertragsstaat eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebstätte ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 
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(3)  Einkünfte auf Grund gesetzlicher Versorgungsrechtsansprüche, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person aus dem anderen Vertragsstaat bezieht, dürfen im 
erstgenannten Staat nicht besteuert werden, wenn sie nach dem Recht des anderen 
Vertragsstaats von der Besteuerung ausgenommen wären. 
 
 

Artikel 22 
 

VERMÖGEN 
 
 

(1)  Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat 
besteuert werden. 
 

(2)  Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat 
besteuert werden. 
 

(3)  Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und 
Schiffe, die der Binnenschifffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb 
dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in 
dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
 

(4)  Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen 
nur in diesem Staat besteuert werden. 
 
 

Artikel 23 
 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 
 
 

Die Doppelbesteuerung wird wie folgt vermieden: 
 
(1)  In Österreich: 
 

a)   Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und 
dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in San 
Marino besteuert werden, so rechnet Österreich 

 
i) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der 

der in San Marino gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht; 
 
ii) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der 

in San Marino gezahlten Steuer vom Vermögen entspricht. 
 

Der anzurechnende Betrag darf jedoch in beiden Fällen den Teil der vor der Anrechnung 
ermittelten Steuer vom Einkommen oder vom Vermögen nicht übersteigen, der auf die 
Einkünfte, die in San Marino besteuert werden dürfen, oder auf das Vermögen, das in San 
Marino besteuert werden darf, entfällt. 
 

b)  Bezieht eine in Österreich ansässige Person, die in San Marino eine nachhaltige 
aktive Geschäftstätigkeit ausübt, Einkünfte und dürfen diese Einkünfte nach Artikel 7 
in San Marino besteuert werden, so nimmt Österreich ungeachtet der lit. a diese 
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Einkünfte von der Besteuerung aus. Ungeachtet der lit. a gilt diese Befreiung auch für 
Einkünfte, die eine in Österreich ansässige Person bezieht und die nach Artikel 14 in 
San Marino besteuert werden dürfen. 

 
c)  Einkünfte oder Vermögen einer in Österreich ansässigen Person, die nach dem 

Abkommen von der Besteuerung in Österreich auszunehmen sind, dürfen gleichwohl 
in Österreich bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder 
Vermögen der Person einbezogen werden. 

 
(2)  In San Marino: 

 
a)   Bezieht eine in San Marino ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und 

dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in Österreich 
besteuert werden, so rechnet San Marino 

 
i) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der 

der in Österreich gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht; 
 
ii) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der 

in Österreich gezahlten Steuer vom Vermögen entspricht. 
 

Der anzurechnende Betrag darf jedoch in beiden Fällen den Teil der vor der Anrechnung 
ermittelten Steuer vom Einkommen oder vom Vermögen nicht übersteigen, der auf die 
Einkünfte, die in Österreich besteuert werden dürfen, oder auf das Vermögen, das in 
Österreich besteuert werden darf, entfällt. 
 

b)  Bezieht eine in San Marino ansässige Person, die in Österreich eine nachhaltige 
aktive Geschäftstätigkeit ausübt, Einkünfte und dürfen diese Einkünfte nach Artikel 7 
in Österreich besteuert werden, so nimmt San Marino ungeachtet der lit. a diese 
Einkünfte von der Besteuerung aus. Ungeachtet der lit. a gilt diese Befreiung auch für 
Einkünfte, die eine in San Marino ansässige Person bezieht und die nach Artikel 14 
in Österreich besteuert werden dürfen. 

 
c)  Einkünfte oder Vermögen einer in San Marino ansässigen Person, die nach dem 

Abkommen von der Besteuerung in San Marino auszunehmen sind, dürfen 
gleichwohl in San Marino bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen 
oder Vermögen der Person einbezogen werden. 

 
 

Artikel 24 
 

GLEICHBEHANDLUNG 
 
 

(1)  Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders 
oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen, 
insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in keinem 
Vertragsstaat ansässig sind. 
 

(2)  Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung 
von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung 
ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat 
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ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigungen auf Grund des 
Personenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, die er seinen ansässigen Personen 
gewährt. 
 

(3)  Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 6 oder Artikel 12 Absatz 4 
anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der 
Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unternehmens unter den gleichen 
Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug 
zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie 
Schulden gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug 
zuzulassen. 
 

(4)  Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder 
mittelbar einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen 
Personen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner 
Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders 
oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 
 

(5)  Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 
 
 

Artikel 25 
 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 
 
 

(1)  Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider 
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem 
Abkommen nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht 
dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des 
Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 Absatz 1 erfasst 
wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger sie 
ist. Der Fall muss innerhalb von zwei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme 
unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 
 

(2)  Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in 
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall 
durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, 
dass eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die 
Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts der 
Vertragsstaaten durchzuführen. 
 

(3)  Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten 
oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in 
gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, 
wie eine Doppelbesteuerung in Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht 
behandelt sind. 
 

(4)  Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer 
Einigung im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren. Erscheint 
ein mündlicher Meinungsaustausch für die Herbeiführung der Einigung zweckmäßig, so kann 
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ein solcher Meinungsaustausch in einer Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern 
der zuständigen Behörden der Vertragsstaaten besteht. 
 

(5) Gelangen die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten in den in den vorstehenden 
Absätzen vorgesehenen Fällen innerhalb von zwei Jahren, nachdem der Fall erstmals einer 
der zuständigen Behörden unterbreitet worden ist, nicht zu einem Einvernehmen über die 
Vermeidung der Doppelbesteuerung, so setzen die zuständigen Behörden für jeden Einzelfall 
ein Schiedsgericht ein, das angerufen wird, eine Stellungnahme abzugeben, wie die 
Doppelbesteuerung beseitigt werden soll, sofern der/die Steuerpflichtige(n) sich 
verpflichtet(n), sich an die jeweiligen Entscheidungen zu binden. Die Einsetzung des 
Schiedsgerichts ist davon abhängig, dass alle bei nationalen Gerichten anhängigen Verfahren 
– ohne Vorbehalte oder Bedingungen – zuvor eingestellt worden sind. 

 
Das Schiedsgericht besteht aus drei Mitgliedern. Jede zuständige Behörde bestellt innerhalb 
von 3 Monaten nach Ablauf des oben genannten Zeitraums ein Mitglied. Die beiden auf diese 
Weise bestellten Mitglieder bestellen innerhalb desselben Zeitraums gemeinsam aus 
unabhängigen Persönlichkeiten den Präsidenten, der den Vertragsstaaten oder einem dritten 
Mitgliedstaat der OECD angehört. Bei der Abgabe seiner Stellungnahme wendet das Gericht 
die Bestimmungen dieses Abkommens und die allgemeinen Grundsätze des Völkerrechts 
unter Berücksichtigung des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten an. Das Gericht legt 
die Vorschriften für das Schiedsverfahren selbst fest. 
 
Auf Ersuchen hat/haben der/die Steuerpflichtige(n) beim Schiedsgericht das Recht auf 
Parteiengehör oder das Recht auf Vertretung. 
 

(6) Das Gericht gibt seine Entscheidung innerhalb von 6 Monaten ab dem Zeitpunkt der 
Bestellung des Präsidenten ab. Die Entscheidung erfolgt mit einfacher Mehrheit. Innerhalb 
von 6 Monaten nach der Entscheidung des Schiedsgerichts können die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten in gegenseitigem Einvernehmen Maßnahmen ergreifen, um 
den Anlass für die Meinungsverschiedenheit zu beseitigen. Das Schiedsgericht gibt seine 
Entscheidung binnen sechs Monaten ab, nachdem es befasst worden ist. Die Entscheidung 
ist hinsichtlich des Einzelfalles für beide Vertragsstaaten und alle betroffenen 
Steuerpflichtigen bindend. 

 
(7) Die Kosten des Schiedsverfahrens werden zu gleichen Teilen von den Vertragsstaaten 

getragen. 
 
 

Artikel 26 
 

INFORMATIONSAUSTAUSCH 
 
 

(1)  Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur 
Durchführung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten 
betreffend die unter das Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind, soweit die diesem 
Recht entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der 
Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht eingeschränkt. Alle Informationen, die ein 
Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die auf Grund des 
innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den 
Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) 
zugänglich gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder 
Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das 
Abkommen fallenden Steuern befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die 
Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem 
öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen. 
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(2)  Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, 

 
a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 

Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 
b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 

Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft 
werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder 
Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren 
Erteilung dem Ordre public widerspräche. 

 
 

Artikel 27 
 

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER 
VERTRETUNGEN 

 
 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern 
diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts oder auf Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 
 
 

Artikel 28 
 

RÜCKZAHLUNGEN 
 
 

(1)  Die in einem Vertragsstaat durch Abzug an der Quelle erhobenen Steuern werden auf 
Antrag der betroffenen Partei rückgezahlt, soweit das Recht zur Erhebung dieser Steuern 
durch dieses Abkommen eingeschränkt wird. 
 

(2)  Den Rückzahlungsanträgen, die innerhalb der Fristen zu stellen sind, die in den 
Gesetzen des zur Rückzahlung verpflichteten Vertragsstaats vorgesehenen sind, ist eine 
amtliche Bescheinigung des Vertragsstaats, in dem der Steuerpflichtige ansässig ist, 
anzuschließen, wonach der Steuerpflichtige die Voraussetzungen zur Inanspruchnahme der 
Vorteile dieses Abkommens erfüllt. 
 

(3)  Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten regeln in gegenseitigem Einvernehmen 
gemäß Artikel 25 dieses Abkommens, wie dieser Artikel durchzuführen ist. 
 
 

Artikel 29 
 

IN-KRAFT-TRETEN 
 
 

(1)  Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden so bald 
wie möglich ausgetauscht. 
 

(2)  Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der dem Monat 
unmittelbar folgt, in dem der Austausch der Ratifikationsurkunden erfolgt ist, und seine 
Bestimmungen finden für alle Steuerjahre Anwendung, die nach dem 31. Dezember des 
Kalenderjahres beginnen, in dem der Austausch der Ratifikationsurkunden erfolgt ist. 
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Artikel 30 
 

KÜNDIGUNG 
 
 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt wird. 
Jeder Vertragsstaat kann es am oder vor dem 30. Juni eines jeden Kalenderjahres nach 
Ablauf von fünf Jahren nach seinem In-Kraft-Treten schriftlich auf diplomatischem Weg 
kündigen. In diesem Fall findet das Abkommen nicht mehr Anwendung auf Steuerjahre, die 
nach dem 31. Dezember des Kalenderjahres beginnen, in dem die Kündigung erfolgt ist. 
 
 
 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 
Vertragsstaaten dieses Abkommen unterzeichnet. 
 
 
 

GESCHEHEN zu Wien, am 24. November 2004, in zweifacher Ausfertigung, jede in 
deutscher, italienischer und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch 
ist. Im Zweifel ist der englische Text maßgeblich. 
 
 
 
Für die Republik Österreich:  
 
 
Dr. Alfred Finz 

Für die Republik San Marino: 
 
 
Dr. Pier Marino Mularoni 
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PROTOKOLL 
 
 
Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Abkommens auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen, das heute zwischen der Republik Österreich und der 
Republik San Marino abgeschlossen wurde, sind die Gefertigten übereingekommen, dass die 
folgenden Bestimmungen einen integrierenden Bestandteil dieses Abkommens bilden. 
 
 
1. Zu Artikel 5 Absatz 2: 
 
Der Ausdruck "Betriebstätte" umfasst auch einen Server. 
 
2. Zu Artikel 10 Absatz 2: 
 
Der Hinweis auf das innerstaatliche Recht in lit. b bezieht sich auf innerstaatliche 
Bestimmungen zur Verhinderung von Missbrauch. 
 
3. Zu Artikel 16 Absatz 3: 
 
Es besteht Einvernehmen, dass Absatz 3 auch für die Trägerkörperschaften von Orchestern, 
Theatern, Balletten sowie für die Mitglieder solcher Kulturträger gilt, wenn diese 
Trägerkörperschaften im Wesentlichen ohne Gewinnerzielung tätig sind und dies durch die 
zuständige Behörde im Ansässigkeitsstaat bestätigt wird. 
 
4. Zu Artikel 21 Absatz 3: 
 

a) Zu den Vergütungen im Sinne des Absatzes 3 gehören auch Vergütungen für einen 
Schaden, der als Folge von Straftaten, Impfungen oder ähnlichen Gründen 
entstanden ist. 

 
b) Die in dieser Bestimmung angeführten Bezüge sind bei Ermittlung des Pro-

gressionsvorbehalts außer Ansatz zu lassen. 
 
 

5. Zu Artikel 26: 
 
Es besteht Einvernehmen, dass bei Steuerbetrug die Amtshilfe nach Artikel 26 den Austausch 
von Bankinformationen umfasst. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten regeln in 
gegenseitigem Einvernehmen und unter Berücksichtigung der Verpflichtungen der beiden 
Vertragsstaaten gegenüber der Europäischen Union, wie diese Bestimmung durchzuführen 
ist. 
 
6. Auslegung des Abkommens 
 
Es gilt als vereinbart, dass den Abkommensbestimmungen, die nach den entsprechenden 
Bestimmungen des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen abgefasst sind, allgemein dieselbe Bedeutung zukommt, die im OECD-
Kommentar dazu dargelegt wird. Die Vereinbarung im vorstehenden Satz gilt nicht hinsichtlich 
der nachstehenden Punkte: 
 

a) alle Vorbehalte oder Bemerkungen der beiden Vertragsstaaten zum OECD-Muster 
oder dessen Kommentar; 

 
b) alle gegenteiligen Auslegungen in diesem Protokoll; 
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c) alle gegenteiligen Auslegungen, die einer der beiden Vertragsstaaten in einer 
veröffentlichten Erklärung vornimmt, die der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaats vor In-Kraft-Treten des Abkommens übermittelt worden ist; 

 
d) alle gegenteiligen Auslegungen, auf die sich die zuständigen Behörden nach In-Kraft-

Treten des Abkommens geeinigt haben. 
 
Der OECD-Kommentar - der von Zeit zu Zeit überarbeitet werden kann - stellt eine 
Auslegungshilfe im Sinne des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge vom 
23. Mai 1969 dar. 
 
 
 
 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 
Vertragsstaaten dieses Protokoll unterzeichnet. 
 
 
 

GESCHEHEN zu Wien, am 24. November 2004, in zweifacher Ausfertigung, jede in 
deutscher, italienischer und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch 
ist. Im Zweifel ist der englische Text maßgeblich. 
 
 
 
Für die Republik Österreich:  
 
 
Dr. Alfred Finz 

Für die Republik San Marino: 
 
 
Dr. Pier Marino Mularoni 
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CONVENTION 
BETWEEN  

THE REPUBLIC OF AUSTRIA 
AND 

THE REPUBLIC OF SAN MARINO 
WITH RESPECT TO TAXES ON INCOME AND ON CAPITAL 

 

 

 

 

 

 The Republic of Austria and the Republic of San Marino desiring to conclude a 

Convention with respect to taxes on income and on capital,  

 

 

 

 

Have agreed as follows: 
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Article 1 

 
PERSONS COVERED 

 
 

This Convention shall apply to persons who are residents of one or both of the 
Contracting States. 
 
 

Article 2 
 

TAXES COVERED 
 
 

(1)  This Convention shall apply to taxes on income and on capital imposed on behalf of 
a Contracting State or of its political subdivisions or local authorities, irrespective of the 
manner in which they are levied.  
 

(2)  There shall be regarded as taxes on income and on capital all taxes imposed on total 
income, on total capital, or on elements of income or of capital, including taxes on gains 
from the alienation of movable or immovable property, taxes on the total amounts of wages 
or salaries paid by enterprises, as well as taxes on capital appreciation. 
 

(3)  The existing taxes to which the Convention shall apply are in particular: 
 
 a) in Austria: 
 

(i)  the income tax (die Einkommensteuer); 
(ii)  the corporation tax (die Körperschaftsteuer); 
(iii) the land tax (die Grundsteuer); 
(iv) the tax on agricultural and forestry enterprises (die Abgabe von land- und 

forstwirtschaftlichen Betrieben); 
(v) the tax on the value of vacant plots (die Abgabe vom Bodenwert bei 

unbebauten Grundstücken); 
 

 b) in San Marino: 
 

the general income tax (Imposta Generale sui Redditi) which is levied: 
 1. on individuals; 
 2. on bodies corporate and proprietorships; 
even if collected through a withholding tax. 

 
 

(4)  The Convention shall apply also to any identical or substantially similar taxes that are 
imposed after the date of signature of the Convention in addition to, or in place of, the 
existing taxes. The competent authorities of the Contracting States shall notify each other of 
any significant changes that have been made in their taxation laws. 
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Article 3 
 

GENERAL DEFINITIONS 
 
 

(1)  For the purposes of this Convention, unless the context otherwise requires: 
 

a) the term "person" includes an individual, a company, a trust and any other 
body of persons; 

 
b) the term "company" means any body corporate or any entity that is treated as 

a body corporate for tax purposes; 
 

c) the term "enterprise" applies to the carrying on of any business; 
 

d) the terms "enterprise of a Contracting State" and "enterprise of the other 
Contracting State" mean respectively an enterprise carried on by a resident of 
a Contracting State and an enterprise carried on by a resident of the other 
Contracting State; 

 
e) the term "international traffic" means any transport by a ship or aircraft 

operated by an enterprise that has its place of effective management in a 
Contracting State, except when the ship or aircraft is operated solely between 
places in the other Contracting State; 

 
f) the term "competent authority" means: 

(i) in Austria: the Federal Minister of Finance or his authorised representative; 
(ii) in San Marino: the Ministry of Finance and Budget; 

 
g) the term "national", in relation to a Contracting State, means: 

(i) any individual possessing the nationality or citizenship of that Contracting 
State; and 

(ii) any legal person, partnership or association deriving its status as such from 
the laws in force in that Contracting State; 

 
h) the term "business" includes the performance of professional services and of 

other activities of an independent character. 
 

(2)  As regards the application of the Convention at any time by a Contracting State, any 
term not defined therein shall, unless the context otherwise requires, have the meaning that 
it has at that time under the law of that State for the purposes of the taxes to which the 
Convention applies, any meaning under the applicable tax laws of that State prevailing over 
a meaning given to the term under other laws of that State. 
 
 

Article 4 
 

RESIDENT 
 
 

(1)  For the purposes of this Convention, the term "resident of a Contracting State" 
means any person who, under the laws of that State, is liable to tax therein by reason of his 
domicile, residence, place of management or any other criterion of a similar nature, and 
also includes that State and any political subdivision or local authority thereof. This term, 
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however, does not include any person who is liable to tax in that State in respect only of 
income from sources in that State or capital situated therein. Moreover, in case of income 
derived or paid by a partnership or trust, this term shall apply only to the extent that the 
income derived by such partnership or trust is liable to tax in that State, either in its hands or 
in the hands of its partners or beneficiaries. 
 

(2)  Where by reason of the provisions of paragraph 1 an individual is a resident of both 
Contracting States, then his status shall be determined as follows: 
 

 a) he shall be deemed to be a resident only of the State in which he has a 
permanent home available to him; if he has a permanent home available to 
him in both States, he shall be deemed to be a resident only of the State with 
which his personal and economic relations are closer (centre of vital interests); 

 
 b) if the State in which he has his centre of vital interests cannot be determined, 

or if he has not a permanent home available to him in either State, he shall be 
deemed to be a resident only of the State in which he has an habitual abode; 

 
 c) if he has an habitual abode in both States or in neither of them, he shall be 

deemed to be a resident only of the State of which he is a national; 
 

 d) if he is a national of both States or of neither of them, the competent authorities 
of the Contracting States shall endeavour to settle the question by mutual 
agreement. 

 
(3)  Where by reason of the provisions of paragraph 1 a person other than an individual 

is a resident of both Contracting States, then it shall be deemed to be a resident only of the 
State in which its place of effective management is situated. 
 
 

Article 5 
 

PERMANENT ESTABLISHMENT 
 
 

(1)  For the purposes of this Convention, the term "permanent establishment" means a 
fixed place of business through which the business of an enterprise is wholly or partly 
carried on.  
 

(2)  The term "permanent establishment" includes especially: 
 

a) a place of management; 
 
b) a branch; 
 
c) an office; 
 
d) a factory; 
 
e) a workshop, and 
 
f) a mine, an oil or gas well, a quarry or any other place of extraction of natural 

resources. 
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(3)  A building site or construction or installation project constitutes a permanent 
establishment only if it lasts more than twelve months. 

 
(4)  Notwithstanding the preceding provisions of this Article, the  term "permanent 

establishment" shall be deemed not to include: 
 

a) the use of facilities solely for the purpose of storage, display or delivery of goods or 
merchandise belonging to the enterprise; 

 
b) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise 

solely for the purpose of storage, display or delivery; 
 

c) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise 
solely for the purpose of processing by another enterprise; 

 
d) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of purchasing 

goods or merchandise or of collecting information, for the enterprise; 
 

e) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of carrying on, 
for the enterprise, any other activity of a preparatory or auxiliary character; 

 
f)  the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of activities 

mentioned in sub-paragraphs a) to e), provided that the overall activity of the fixed 
place of business resulting from this combination is of a preparatory or auxiliary 
character. 

 
(5)  Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2, where a person - other than 

an agent of an independent status to whom paragraph 6 applies - is acting on behalf of an 
enterprise and has, and habitually exercises, in a Contracting State an authority to conclude 
contracts in the name of the enterprise, that enterprise shall be deemed to have a 
permanent establishment in that State in respect of any activities which that person 
undertakes for the enterprise, unless the activities of such person are limited to those 
mentioned in paragraph 4 which, if exercised through a fixed place of business, would not 
make this fixed place of business a permanent establishment under the provisions of that 
paragraph. 
 

(6)  An  enterprise shall not be deemed to have a permanent establishment in a 
Contracting State merely because it carries on business in that State through a broker, 
general commission agent or any other agent of an independent status, provided that such 
persons are acting in the ordinary course of their business. 
 

(7)  The fact that a company which is a resident of a Contracting State controls or is 
controlled by a company which is a resident of the other Contracting  State, or which carries 
on business in that other State (whether through a permanent establishment or otherwise), 
shall not of itself constitute either company a permanent establishment of the other. 
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Article 6 
 

INCOME FROM IMMOVABLE PROPERTY 
 
 

(1)  Income derived by a resident of a Contracting State from immovable property  
(including income from agriculture or forestry) situated in the other Contracting State may 
be taxed in that other State. 
 

(2)  The term "immovable property" shall have the meaning which it has under the law of 
the Contracting State in which the property in question is situated. The term shall in any 
case include property accessory to immovable property, livestock and equipment used in 
agriculture and forestry, rights to which the provisions of private law respecting landed 
property  apply, usufruct of immovable property and rights to variable or fixed payments as 
consideration for the working of, or the right to work, mineral deposits, sources and other 
natural resources; ships, boats and aircraft shall not be regarded as immovable property. 
 

(3)  The provisions of paragraph 1 shall apply to income derived from the direct use, 
letting, or use in any other form of immovable property. 
 

(4)  The provisions of paragraphs 1 and 3 shall also apply to the income from immovable 
property of an enterprise. 
 
 

Article 7 
 

BUSINESS PROFITS 
 
 

(1)  The profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that State 
unless the enterprise carries on business in the other Contracting State through a 
permanent establishment situated therein. If the enterprise carries on business as 
aforesaid, the profits of the enterprise may be taxed in the other State but only so much of 
them as is attributable to that permanent establishment. 
 

(2)  Subject to the provisions of paragraph 3, where an enterprise of a Contracting State 
carries on business in the other Contracting State through a permanent establishment 
situated therein, there shall in each Contracting State be attributed to that permanent 
establishment the profits which it might be expected to make if it were a distinct and 
separate enterprise engaged in the same or similar activities under the same or similar 
conditions and dealing wholly independently with the enterprise of which it is a permanent 
establishment. 
 

(3)  In determining the profits of a permanent establishment, there shall be allowed as 
deductions expenses which are incurred for the purposes of the permanent establishment, 
including executive and general administrative expenses so incurred, whether in the State 
in which the permanent establishment is situated or elsewhere. 
 

(4)  Insofar as it has been customary in a Contracting State to determine the profits to be 
attributed to a permanent establishment on the basis of an apportionment of the total profits 
of the enterprise to its various parts, nothing in paragraph 2 shall preclude that Contracting 
State from determining the profits to be taxed by such an apportionment as may be 
customary; the method of apportionment adopted shall, however, be such that the result 
shall be in accordance with the principles contained in this Article. 
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(5)  No profits shall be attributed to a permanent establishment by reason of  the mere 

purchase by that permanent establishment of goods or merchandise for the enterprise. 
 

(6)  For the purposes of the preceding paragraphs, the profits to be attributed to the 
permanent establishment shall be determined by the same method year by year unless 
there is good and sufficient reason to the contrary. 
 

(7)  Where profits include items of income which are dealt with separately in other 
Articles of this Convention, then the provisions of those Articles shall not be affected by the 
provisions of this Article. 
 
 

Article 8 
 

SHIPPING, INLAND WATERWAYS TRANSPORT AND AIR TRANSPORT 
 
 

(1)  Profits from the operation of ships or aircraft in international traffic shall be taxable 
only in the Contracting State in which the place of effective management of the enterprise is 
situated. 
 

(2)  Profits from the operation of boats engaged in inland waterways transport shall be 
taxable only in the Contracting State in which the place of effective management of the 
enterprise is situated. 
 

(3)  If the place of effective management of a shipping enterprise or of an inland 
waterways transport enterprise is aboard a ship or boat, then it shall be deemed to be 
situated in the Contracting State in which the home harbour of the ship or boat is situated, 
or, if there is no such home harbour, in the Contracting State of which the operator of the 
ship or boat is a resident. 
 

(4)  The provisions of paragraph 1 shall also apply to profits from the participation in a 
pool, a joint business or an international operating agency. 
 
 

Article 9 
 

ASSOCIATED ENTERPRISES 
 
 

(1)  Where 
 

 a) an enterprise of a Contracting State participates directly or indirectly in the 
management, control or capital of an enterprise of the other Contracting State, 
or  

 
 b) the same persons participate directly or indirectly in the management, control 

or capital of an enterprise of a Contracting State and an enterprise of the other 
Contracting State, 

 
and in either case conditions are made or imposed between the two enterprises in their 
commercial or financial relations which differ from those which would be made between 
independent enterprises, then any profits which would, but for those conditions, have 
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accrued to one of the enterprises, but, by reason of those conditions, have not so accrued, 
may be included in the profits of that enterprise and taxed accordingly. 
 

(2)  Where a Contracting State includes in the profits of an enterprise of that State - and 
taxes accordingly - profits on which an enterprise of the other Contracting State has been 
charged to tax in that other State and the profits so included are profits which would have 
accrued to the enterprise of the first-mentioned State if the conditions made between the 
two enterprises had been those which would have been made between independent 
enterprises, then that other State shall make an appropriate adjustment to the amount of the 
tax charged therein on those profits. Such adjustments shall be made solely in accordance 
with the mutual agreement procedure in Article 25 of this Convention. 
 
 

Article 10 
 

DIVIDENDS 
 
 

(1)  Dividends paid by a company which is a resident of a Contracting State to a resident 
of the other Contracting State may be taxed in that other State. 
 

 
(2) a) However, such dividends may also be taxed in the Contracting State of which 

the company paying the dividends is a resident and according to the laws of 
that State, but if the beneficial owner of the dividends is a resident of the other 
Contracting State, the tax so charged shall not exceed 15 per cent of the gross 
amount of the dividends. 

 
 b) If the beneficial owner is a company (other than a partnership) which holds 

directly at least 10 per cent of the capital of the company paying the dividends, 
such dividends shall be exempt from tax in the Contracting State of which the 
company paying the dividends is a resident, under the conditions provided for 
in the domestic legislation. 

 
This paragraph shall not affect the taxation of the company in respect of the profits out of 

which the dividends are paid. 
 
(3)  The term "dividends" as used in this Article means income from shares, "jouissance" 

shares or "jouissance" rights, mining shares, founders' shares or other rights, not being 
debt-claims, participating in profits, as well as income which is subjected to the same 
taxation treatment as income from shares by the laws of the State of which the company 
making the distribution is a resident. 
 

(4)  The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the 
dividends, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other 
Contracting State of which the company paying the dividends is a resident through a 
permanent establishment situated therein and the holding in respect of which the dividends 
are paid is effectively connected with such permanent establishment. In such case the 
provisions of Article 7 shall apply. 
 

(5)  Where a company which is a resident of a Contracting State derives profits or 
income from the other Contracting State, that other State may not impose any tax on the 
dividends paid by the company, except insofar as such dividends are paid to a resident of 
that other State or insofar as the holding in respect of which the dividends are paid is 
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effectively connected with a permanent establishment situated in that other State, nor 
subject the company's undistributed profits to a tax on the company's undistributed profits, 
even if the dividends paid or the undistributed profits consist wholly or partly of profits or 
income arising in such other State. 
 
 

Article 11 
 

INTEREST 
 
 

(1)  Interest arising in a Contracting State and paid to a resident of the other Contracting 
State shall be taxable only in that other State if such resident is the beneficial owner of the 
interest. 
 

(2)  Notwithstanding the provisions of paragraph 1, interest arising in a Contracting State 
shall be exempted from tax in the other State if: 

 
a) the payer is the Government of that Contracting State or a local authority thereof; or 
 
b) interest is paid to the Government of the other Contracting State or to a local authority 

thereof or to an entity or body (including financial institutions) wholly owned by that 
other Contracting State or a local authority thereof; or 

 
c) interest is paid, on behalf of the Government, to other entities or bodies (including 

financial institutions) in respect of money lent by them in the framework of agreements 
concluded between the Governments of the Contracting States. 

 
(3)  The term "interest" as used in this Article means income from debt-claims of every 

kind, whether or not secured by mortgage and whether or not carrying a right to participate 
in the debtor's profits, and in particular, income from government securities and income 
from bonds or debentures, including premiums and prizes attaching to such securities, 
bonds or debentures. Penalty charges for late payment shall not be regarded as interest for 
the purpose of this Article. 
 

(4)  The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the 
interest, being a resident of a Contracting State, carries on business in the other 
Contracting State in which the interest arises through a permanent establishment situated 
therein and the debt-claim in respect of which the interest is paid is effectively connected 
with such permanent establishment. In such case the provisions of Article 7 shall apply. 
 

(5)  Interest shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a resident 
of that State. Where, however, the person paying the interest, whether he is a resident of a 
Contracting State or not, has in a Contracting State a permanent establishment in 
connection with which the indebtedness on which the interest is paid was incurred, and 
such interest is borne by such permanent establishment, then such interest shall be 
deemed to arise in the State in which the permanent establishment is situated. 
 

(6)  Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial 
owner or between both of them and some other person, the amount of the interest, having 
regard to the debt-claim for which it is paid, exceeds the amount which would have been 
agreed upon by the payer and the beneficial owner in the absence of such relationship, the 
provisions of this Article shall apply only to the last-mentioned amount. In such case, the 
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excess part of the payments shall remain taxable according to the laws of each Contracting 
State, due regard being had to the other provisions of this Convention. 
 
 

Article 12 
 

ROYALTIES 
 
 

(1)  Royalties arising in a Contracting State and beneficially owned by a resident of the 
other Contracting State shall be taxable only in that other State. 
 

(2)  The term "royalties" as used in this Article means payments of any kind received as 
a consideration for the use of, or the right to use, any copyright of literary, artistic or 
scientific work including cinematograph films, any patent, trade mark, design or model, plan, 
secret formula or process, or for information concerning industrial, commercial or scientific 
experience. 
 

(3)  The provisions of paragraph 1 shall not apply if the beneficial owner of the royalties, 
being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State in 
which the royalties arise through a permanent establishment situated therein and the right 
or property in respect of which the royalties are paid is effectively connected with such 
permanent establishment. In such case the provisions of Article 7 shall apply. 
 

(4)  Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial 
owner or between both of them and some other person, the amount of the royalties, having 
regard to the use, right or information for which they are paid, exceeds the amount which 
would have been agreed upon by the payer and the beneficial owner in the absence of such 
relationship, the provisions of this Article shall apply only to the last-mentioned amount. In 
such case, the excess part of the payments shall remain taxable according to the laws of 
each Contracting State, due regard being had to the other provisions of this Convention. 
 
 

Article 13 
 

CAPITAL GAINS 
 
 

(1)  Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of immovable 
property referred to in Article 6 and situated in the other Contracting State may be taxed in 
that other State.  
 

(2)  Gains from the alienation of movable property forming part of the business property 
of a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other 
Contracting State, including such gains from the alienation of such a permanent 
establishment (alone or with the whole enterprise), may be taxed in that other State. 
 

(3)  Gains from the alienation of ships or aircraft operated in international traffic, boats 
engaged in inland waterways transport or movable property pertaining to the operation of 
such ships, aircraft or boats, shall be taxable only in the Contracting State in which the 
place of effective management of the enterprise is situated. 
 

BGBl. III - Ausgegeben am 9. Dezember 2005 - Nr. 208 10 von 21

www.ris.bka.gv.at



11 

(4)  Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of shares 
deriving more than 50 per cent of their value directly or indirectly from immovable property 
situated in the other Contracting State may be taxed in that other State. 
 

(5)  Gains from the alienation of any property, other than that referred to in paragraphs 1, 
2, 3 and 4, shall be taxable only in the Contracting State of which the alienator is a resident. 
 
 

Article 14 
 

INCOME FROM EMPLOYMENT 
 
 

(1)  Subject to the provisions of Articles 15, 17, 18, 19 and 20, salaries, wages and other 
similar remuneration derived by a resident of a Contracting State in respect of an 
employment shall be taxable only in that State unless the employment is exercised in the 
other Contracting State. If the employment is so exercised, such remuneration as is derived 
therefrom may be taxed in that other State. 
 

(2)  Notwithstanding the provisions of paragraph 1, remuneration derived by a resident of 
a Contracting State in respect of an employment exercised in the other Contracting State 
shall be taxable only in the first-mentioned State if: 
  

a) the recipient is present in the other State for a period or periods not exceeding 
in the aggregate 183 days in the fiscal year concerned, and 

 
b) the remuneration is paid by, or on behalf of, an employer who is not a resident 

of the other State, and 
 

c) the remuneration is not borne by a permanent establishment which the 
employer has in the other State. 

 
(3)  Notwithstanding the preceding provisions of this Article, remuneration derived in 

respect of an employment exercised aboard a ship or aircraft operated in international 
traffic, or aboard a boat engaged in inland waterways transport, may be taxed in the 
Contracting State in which the place of effective management of the enterprise is situated. 
 
 

Article 15 
 

DIRECTORS' FEES 
 
 

Directors' fees and other similar payments derived by a resident of a Contracting State in 
his capacity as a member of the board of directors or board of auditors of a company which 
is a resident of the other Contracting State may be taxed in that other State. 
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Article 16 
 

ARTISTES AND SPORTSMEN 
 
 

(1)  Notwithstanding the provisions of Articles 7 and 14, income derived by a resident of 
a Contracting State as an entertainer, such as a theatre, motion picture, radio or television 
artiste, or a musician, or as a sportsman, from his personal activities as such exercised in 
the other Contracting State, may be taxed in that other State. 
 

(2)  Where income in respect of personal activities exercised by an entertainer or a 
sportsman in his capacity as such accrues not to the entertainer or sportsman himself but to 
another person, that income may, notwithstanding the provisions of Articles 7 and 14, be 
taxed in the Contracting State in which the activities of the entertainer or sportsman are 
exercised. 
 

(3)  The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply to income derived from 
activities performed in a Contracting State by artistes or sportsmen if the visit to that State is 
wholly or mainly supported by public funds of the other State or political subdivisions or 
local authorities thereof or by an institution which is recognised as a non-profit institution. In 
such a case, the income is taxable only in the Contracting State in which the person is a 
resident. 
 
 

Article 17 
 

PENSIONS 
 
 

(1)  Subject to the provisions of paragraph 2 of Article 18, pensions and other similar 
remuneration paid to a resident of a Contracting State in consideration of past employment 
shall be taxable only in that State. 

 
(2)  The provisions of paragraph 1 shall not apply if the recipient is not subjected to 

taxation in respect of such income in the State of which he is a resident and according to 
the laws of that State. In such case such income shall be taxable in the State in which it 
arises. 
 

(3)  Notwithstanding the provisions in paragraph 1 of this Article, pensions and other 
similar payments made by a Contracting State under provisions of the social security 
legislation shall be taxable solely in that State. 
 
 

Article 18 
 

GOVERNMENT SERVICE 
 
 

(1) a) Salaries, wages and other similar remuneration, other than a pension, paid by 
a Contracting State or a political subdivision, a local authority or a statutory 
body thereof to an individual in respect of services rendered to that State or 
subdivision, authority or body shall be taxable only in that State. 
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 b) However, such salaries, wages and other similar remuneration shall be taxable 
only in the other Contracting State if the services are rendered in that State 
and the individual is a resident of that State who: 

 
(i) is a national of that State; or 
(ii) did not become a resident of that State solely for the purpose of 

rendering the services. 
 

(2) a) Any pension paid by, or out of funds created by, a Contracting State or a 
political subdivision, a local authority or a statutory body thereof to an 
individual in respect of services rendered to that State or subdivision, authority 
or body shall be taxable only in that State. 

 
 b) However, such pension shall be taxable only in the other Contracting State if 

the individual is a resident of, and a national of, that State. 
 

(3)  The provisions of Articles 14, 15, 16, and 17 shall apply to salaries, wages and other 
similar remuneration, and to pensions, in respect of services rendered in connection with a 
business carried on by a Contracting State or a political subdivision, a local authority or a 
statutory body thereof. 
 
 

Article 19 
 

PROFESSORS, TEACHERS AND RESEARCHERS 
 
 

A professor, teacher or researcher who makes a temporary visit to a Contracting State 
for a period not exceeding 2 years for the purpose of teaching or conducting research at a 
university, college, school, or other similar educational institution, and who is, or 
immediately before such visit was, a resident of the other Contracting State shall be exempt 
from tax in the first-mentioned Contracting State in respect of remuneration from such 
teaching or research. 
 
 

Article 20 
 

STUDENTS 
 
 

Payments which a student or business apprentice who is or was immediately  before 
visiting a Contracting State a resident of the other Contracting State and who is present in 
the first-mentioned State solely for the purpose of his education or training receives for the 
purpose of his maintenance, education or training shall not be taxed in that State, provided 
that such payments arise from sources outside that State. 
 
 

Article 21 
 

OTHER INCOME 
 
 

(1)  Items of income of a resident of a Contracting State, wherever arising, not dealt with 
in the foregoing Articles of this Convention shall be taxable only in that State. 
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(2)  The provisions of paragraph 1 shall not apply to income, other than income from 

immovable property as defined in paragraph 2 of Article 6, if the recipient of such income, 
being a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State 
through a permanent establishment situated therein and the right or property in respect of 
which the income is paid is effectively connected with such permanent establishment. In 
such case the provisions of Article 7 shall apply. 
 

(3)  Income derived by a resident of a Contracting State from the other Contracting State 
under a legal claim to maintenance may not be taxed in the first-mentioned State if such 
income would be exempt from tax according to the laws of the other Contracting State. 
 
 

Article 22 
 

CAPITAL 
 
 

(1)  Capital represented by immovable property referred to in Article 6, owned by a 
resident of a Contracting State and situated in the other Contracting State, may be taxed in 
that other State. 
 

(2)  Capital represented by movable property forming part of the business property of a 
permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other 
Contracting State may be taxed in that other State. 
 

(3)  Capital represented by ships and aircraft operated in international traffic and by 
boats engaged in inland waterways transport, and by movable property pertaining to the 
operation of such ships, aircraft and boats, shall be taxable only in the Contracting State in 
which the place of effective management of the enterprise is situated. 
 

(4)  All other elements of capital of a resident of a Contracting State shall be taxable only 
in that State. 
 
 

Article 23 
 

ELIMINATION OF DOUBLE TAXATION 
 
 

Double taxation shall be eliminated as follows: 
 

(1)  In Austria: 

 
a) Where a resident of Austria derives income or owns capital which, in accordance 

with the provisions of this Convention, may be taxed in San Marino, Austria shall 
allow: 
 
i) as a deduction from the tax on the income of that resident, an amount equal to 

the income tax paid in San Marino; 
 
ii) as a deduction from the tax on the capital of that resident, an amount equal to 

the capital tax paid in San Marino. 
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Such deduction in either case shall not, however, exceed that part of the income 
tax or capital tax, as computed before the deduction is given, which is attributable, 
as the case may be, to the income or the capital which may be taxed in San 
Marino. 

 
b) Where a resident of Austria who is engaged in substantive active business 

operations in San Marino, derives income which, in accordance with the provisions 
of Article 7, may be taxed in San Marino, Austria shall, notwithstanding sub-
paragraph a), exempt such income from tax. Notwithstanding sub-paragraph a), 
such exemption shall also apply to income derived by a resident of Austria which, 
in accordance with the provisions of Article 14, may be taxed in San Marino. 

 
c) Where in accordance with any provision of the Convention income derived or 

capital owned by a resident of Austria is exempt from tax in Austria, Austria may 
nevertheless, in calculating the amount of tax on the remaining income or capital of 
such resident, take into account the exempted income or capital. 

 
 

(2)  In San Marino: 

 

a) Where a resident of San Marino derives income or owns capital which, in 
accordance with the provisions of this Convention, may be taxed in Austria, San 
Marino shall allow: 
 
i) as a deduction from the tax on the income of that resident, an amount equal to 

the income tax paid in Austria; 
 
ii) as a deduction from the tax on the capital of that resident, an amount equal to 

the capital tax paid in Austria. 
 

Such deduction in either case shall not, however, exceed that part of the income 
tax or capital tax, as computed before the deduction is given, which is attributable, 
as the case may be, to the income or the capital which may be taxed in Austria. 

 
b) Where a resident of San Marino who is engaged in substantive active business 

operations in Austria, derives income which, in accordance with the provisions of 
Article 7, may be taxed in Austria, San Marino shall, notwithstanding sub-
paragraph a), exempt such income from tax. Notwithstanding sub-paragraph a), 
such exemption shall also apply to income derived by a resident of San Marino 
which, in accordance with the provisions of Article 14, may be taxed in Austria. 

 
c) Where in accordance with any provision of the Convention income derived or 

capital owned by a resident of San Marino is exempt from tax in San Marino, San 
Marino may nevertheless, in calculating the amount of tax on the remaining income 
or capital of such resident, take into account the exempted income or capital. 
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Article 24 
 

NON-DISCRIMINATION 
 
 

(1)  Nationals of a Contracting State shall not be subjected in the other Contracting State 
to any taxation or any requirement connected therewith, which is other or more burdensome 
than the taxation and connected requirements to which nationals of that other State in the 
same circumstances, in particular with respect to residence, are or may be subjected. This 
provision shall, notwithstanding the provisions of Article 1, also apply to persons who are 
not residents of one or both of the Contracting States. 
 

(2)  The taxation on a permanent establishment which an enterprise of a Contracting 
State has in the other Contracting State shall not be less favourably levied in that other 
State than the taxation levied on enterprises of that other State carrying on the same 
activities. This provision shall not be construed as obliging a Contracting State to grant to 
residents of the other Contracting State any personal allowances, reliefs and reductions for 
taxation purposes on account of civil status or family responsibilities which it grants to its 
own residents. 
 

(3)  Except where the provisions of paragraph 1 of Article 9, paragraph 6 of Article 11, or 
paragraph 4 of Article 12, apply, interest, royalties and other disbursements paid by an 
enterprise of a Contracting State to a resident of the other Contracting State shall, for the 
purpose of determining the taxable profits of such enterprise, be deductible under the same 
conditions as if they had been paid to a resident of the first-mentioned State. Similarly, any 
debts of an enterprise of a Contracting State to a resident of the other Contracting State 
shall, for the purpose of determining the taxable capital of such enterprise, be deductible 
under the same conditions as if they had been contracted to a resident of the 
first-mentioned State. 
 

(4)  Enterprises of a Contracting State, the capital of which is wholly or partly owned or 
controlled, directly or indirectly, by one or more residents of the other Contracting State, 
shall not be subjected in the first-mentioned State to any taxation or any requirement 
connected therewith which is other or more burdensome than the taxation and connected 
requirements to which other similar enterprises of the first-mentioned State are or may be 
subjected. 
 

(5)  The provisions of this Article shall, notwithstanding the provisions of Article 2, apply 
to taxes of every kind and description. 
 
 

Article 25 
 

MUTUAL AGREEMENT PROCEDURE 
 
 

(1)  Where a person considers that the actions of one or both of the Contracting States 
result or will result for him in taxation not in accordance with the provisions of this 
Convention, he may, irrespective of the remedies provided by the domestic law of those 
States, present his case to the competent authority of the Contracting State of which he is a 
resident or, if his case comes under paragraph 1 of Article 24, to that of the Contracting 
State of which he is a national. The case must be presented within two years from the first 
notification of the action resulting in taxation not in accordance with the provisions of this 
Convention. 
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(2)  The competent authority shall endeavour, if the objection appears to it to be justified 

and if it is not itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the case by mutual 
agreement with the competent authority of the other Contracting State, with a view to the 
avoidance of taxation which is not in accordance with the Convention. Any agreement 
reached shall be implemented notwithstanding any time limits in the domestic law of the 
Contracting States. 
 

(3)  The competent authorities of the Contracting States shall endeavour to resolve by 
mutual agreement any difficulties or doubts arising as to the interpretation or application of 
the Convention. They may also consult together for the elimination of double taxation in 
cases not provided for in the Convention. 

 
(4)  The competent authorities of the Contracting States may communicate with each 

other directly for the purpose of reaching an agreement in the sense of the preceding 
paragraphs. When it seems advisable in order to reach agreement to have an oral 
exchange of opinions, such exchange may take place through a Commission consisting of 
representatives of the competent authorities of the Contracting States. 
 

(5)  In the cases provided for in the preceding paragraphs, if the competent authorities of 
the Contracting States fail to reach an agreement to avoid double taxation within two years 
from the first presentation of the case to any of them, the competent authorities shall set up, 
for each specific case, an Arbitration Court that shall be called upon to give its opinion on 
the mode of elimination of double taxation, provided that the taxpayer(s) undertake(s) to be 
bound by the relative decisions. The setting up of the Arbitration Court shall be conditional 
on the prior discontinuance – without reservations or conditions – of any actions pending in 
national courts. 

 
The Arbitration Court shall consist of three members. Each competent authority shall 
designate, within 3 months from the end of the above-mentioned period, one member. The 
two members so designated shall designate jointly, within the same period, the President 
from among independent personalities belonging to the Contracting States or to a third 
OECD member State. In giving its opinion, the Court shall apply the provisions of this 
Convention and the general principles of international law, having regard to the domestic 
laws of the Contracting States. The Court itself shall determine the rules of the arbitration 
procedure. 
 
Upon request, the taxpayer(s) has(have) the right to be heard by the Arbitration Court or to 
be represented.  

 
(6)  The Court shall hand down its decision within 6 months from the date of appointment 

of the President. The decision shall be made by a simple majority. Within 6 months from the 
decision of the Arbitration Court, the competent authorities of the Contracting States may 
adopt measures, by mutual agreement, to eliminate the source of the controversy. The 
arbitration court shall deliver its decision not more than six months from the date on which 
the matter was referred to it. The decision shall be binding with regard to the individual case 
on both Contracting States and all taxpayers concerned. 

 
(7)  All expenses incurred for the arbitration procedure shall be equally borne by the 

Contracting States. 
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Article 26 
 

EXCHANGE OF INFORMATION 
 
 

(1)  The competent authorities of the Contracting States shall exchange such information 
as is necessary for carrying out the provisions of this Convention or of the domestic laws of 
the Contracting States concerning taxes covered by this Convention, insofar as the taxation 
thereunder is not contrary to the Convention. The exchange of information is not restricted 
by Article 1. Any information received by a Contracting State shall be treated as secret in 
the same manner as information obtained under the domestic laws of that State and shall 
be disclosed only to persons or authorities (including courts and administrative bodies) 
concerned with the assessment or collection of, the enforcement or prosecution in respect 
of, or the determination of appeals in relation to the taxes covered by this Convention. Such 
persons or authorities shall use the information only for such purposes. They may disclose 
the information in public court proceedings or in judicial decisions. 

 
(2)  In no case shall the provisions of paragraph 1 be construed so as to impose on a 

Contracting State the obligation: 
 

a) to carry out administrative measures at variance with the laws and 
administrative practice of that or of the other Contracting State; 

 
b) to supply information which is not obtainable under the laws or in the normal 

course of the administration of that or of the other Contracting State; 
 

c) to supply information which would disclose any trade, business, industrial, 
commercial or professional secret or trade process, or information, the 
disclosure of which would be contrary to public policy (ordre public).  

 
 

Article 27 
 

MEMBERS OF DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POSTS 
 
 

Nothing in this Convention shall affect the fiscal privileges of members of diplomatic 
missions or consular posts under the general rules of international law or under the 
provisions of special agreements. 
 
 

Article 28 
 

REFUNDS 
 
 

(1)  Taxes collected in a Contracting State through a withholding tax shall be refunded 
upon request of the interested party where the right to levy such taxes is limited by the 
provisions of this Convention. 
 

(2)  Refund claims to be submitted within the time limits set forth in the laws of the 
Contracting State which has to make the refund, shall be accompanied by an official 
declaration of the Contracting State of which the taxpayer is a resident stating that such 
taxpayer meets the requirements to be entitled to the benefits of this Convention. 
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(3)  The competent authorities of the Contracting State shall decide by mutual 
agreement, in accordance with the provisions of Article 25 of this Convention, the mode of 
application of this Article. 
 
 

Article 29 
 

ENTRY INTO FORCE 
 
 

(1)  This Convention shall be ratified and the instruments of ratification shall be 
exchanged as soon as possible. 
 

(2)  The Convention shall enter into force on the first day of the third month next following 
that in which the exchange of instruments of ratification takes place and its provisions shall 
have effect in respect of taxes for any fiscal year beginning after December 31 in the 
calendar year in which the exchange of instruments of ratification takes place. 
 
 

Article 30 
 

TERMINATION 
 
 

This Convention shall remain in force until terminated by a Contracting State. Either 
Contracting State may terminate the Convention, through diplomatic channels, by giving 
written notice of termination on or before the thirtieth day of June in a calendar year after 
the fifth year from the date of entry into force of the Convention. In such event, the 
Convention shall cease to have effect in respect of the taxes for any fiscal year beginning 
after December 31 in the calendar year in which the notice of termination has been given. 
 
 
 
 
 IN WITNESS WHEREOF the Plenipotentiaries of the two Contracting States, duly 
authorised thereto, have signed this Convention. 
 
 
 
 DONE in duplicate at  Vienna, on the 24th of November 2004, in the German, 
Italian and English languages, each text being equally authentic. In case of divergence of 
interpretation the English text shall prevail. 
 
 
 
For the Republic of Austria: 
 
 
Dr. Alfred Finz 

For the Republic of San Marino: 
 
 
Dr. Pier Marino Mularoni 
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PROTOCOL 
 
 
At the moment of signing the Convention with respect to Taxes on Income and on Capital, 
this day concluded between the Republic of Austria and the Republic of San Marino, the 
undersigned have agreed that the following provisions shall form an integral part of the 
Convention. 
 
 
1. With reference to paragraph 2 of Article 5: 
 
The term “permanent establishment” also includes a server. 
 
2. With reference to paragraph 2 of Article 10: 
 
The reference to domestic law in sub-paragraph b) relates to domestic anti-abuse 
provisions. 
 
3. With reference to paragraph 3 of Article 16: 
 
It is understood that paragraph 3 shall also apply to legal entities which carry on orchestras, 
theatres, ballet groups as well as to members of such cultural entities if such legal entities 
substantially are non-profit entities and if this is certified by the competent authority of the 
State of residence. 
 
4. With reference to paragraph 3 of Article 21: 
 

a) For the purposes of paragraph 3 such remuneration shall also include remuneration 
for damage resulting from crimes, vaccinations or similar reasons. 

 
b) The income mentioned in this paragraph shall not be taken into consideration when 

applying the exemption with progression method. 
 
5. With reference to Article 26: 
 
It is agreed that in cases of tax fraud mutual assistance under Article 26 will cover exchange 
of bank information. The competent authorities of the Contracting States shall by mutual 
agreement settle the mode of application of this provision, due regard being had to the 
obligations of the two Contracting States in relation to the European Union. 
 
6. Interpretation of the Convention: 
 
It is understood that provisions of the Convention which are drafted according to the 
corresponding provisions of the OECD-Model Convention on Income and on Capital shall 
generally be expected to have the same meaning as expressed in the OECD Commentary 
thereon. The understanding in the preceding sentence will not apply with respect to the 
following: 
 

a) any reservations or observations to the OECD Model or its Commentary by either 
Contracting State; 

 
b) any contrary interpretations in this Protocol; 
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c) any contrary interpretation in a published explanation by one of the Contracting 
States that has been provided to the competent authority of the other Contracting 
State prior to the entry into force of the Convention; 

 
d) any contrary interpretation agreed to by the competent authorities after the entry into 

force of the Convention. 
 
The OECD Commentary - as it may be revised from time to time - constitutes a means of 
interpretation in the sense of the Vienna Convention of 23 May 1969 on the Law of Treaties. 
 
 
 
 
 IN WITNESS WHEREOF the Plenipotentiaries of the two Contracting States, duly 
authorised thereto, have signed this Protocol. 
 
 
 
 DONE in duplicate at  Vienna, on  the 24th of November 2004, in the German, 
Italian and English languages, each text being equally authentic. In case of divergence of 
interpretation the English text shall prevail. 
 
 
 
For the Republic of Austria: 
 
 
Dr. Alfred Finz 

For the Republic of San Marino: 
 
 
Dr. Pier Marino Mularoni 
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CONVENZIONE 
TRA 

LA REPUBBLICA D’AUSTRIA 
E 

LA REPUBBLICA DI SAN MARINO 
IN MATERIA DI IMPOSTE SUL REDDITO E SUL PATRIMONIO 

 

 

 

 

 

 La Repubblica d’Austria e la Repubblica di San Marino, desiderose di concludere 

una Convenzione in materia di imposte sul reddito e sul patrimonio,  

 

 

 

 

Hanno convenuto quanto segue: 
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Articolo 1 

 
SOGGETTI 

 
 

La presente Convenzione si applica alle persone che sono residenti di uno o di entrambi 
gli Stati Contraenti. 
 
 

Articolo 2 
 

IMPOSTE CONSIDERATE 
 
 

(1)  La presente Convenzione si applica alle imposte sul reddito e sul patrimonio 
prelevate per conto di ciascuno degli Stati Contraenti, delle sue suddivisioni politiche o dei 
suoi enti locali, qualunque sia il sistema di prelevamento. 
 

(2)  Sono considerate imposte sul reddito e sul patrimonio tutte le imposte prelevate sul 
reddito complessivo, sul patrimonio complessivo, o su elementi del reddito o del patrimonio, 
comprese le imposte sugli utili derivanti dall’alienazione di beni mobili o immobili, le imposte 
sull’ammontare complessivo degli stipendi e dei salari corrisposti dalle imprese, nonché le 
imposte sui plusvalori. 
 

(3)  Le imposte attuali cui si applica la Convenzione sono in particolare: 
 
 a) in Austria:  

(i)  l’imposta sul reddito (die Einkommensteuer); 
(ii)  l’imposta sulle società (die Körperschaftsteuer); 
(iii) l’imposta sugli immobili (die Grundsteuer); 
(iv) l’imposta sulle imprese agricole e forestali (die Abgabe von land- und 

forstwirtschaftlichen Betrieben); 
(v) l’imposta sul valore die terreni edificabili (die Abgabe vom Bodenwert bei 

unbebauten Grundstücken); 
 
b) a San Marino: 
l’imposta generale sui redditi (IGR) che si applica: 

1. sulle persone fisiche; 
2. sulle persone giuridiche e le imprese individuali; 

ancorché riscosse mediante ritenuta alla fonte. 
 

(4)  La Convenzione si applicherà anche alle imposte future di natura identica o analoga 
che verranno istituite dopo la data della firma della presente Convenzione in aggiunta o in 
sostituzione delle imposte esistenti. Le autorità competenti degli Stati Contraenti si 
notificheranno le modifiche importanti apportate alle rispettive legislazioni fiscali. 
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Articolo 3 
 

DEFINIZIONI GENERALI 
 
 

(1)  Ai fini della presente Convenzione, a meno che il contesto non richieda una diversa 
interpretazione: 
 

a) il termine “persona” comprende una persona fisica, una società, un trust ed 
ogni altra associazione di persone; 

 
b) il termine “società” designa qualsiasi persona giuridica o qualsiasi ente che è 

considerato persona giuridica ai fini dell’imposizione; 
 

c) il termine “impresa” si applica all’esercizio di una qualsiasi attività economica; 
 

d) le espressioni “impresa di uno Stato Contraente” e “impresa dell’altro Stato 
Contraente” designano rispettivamente un’impresa esercitata da un residente 
di uno Stato Contraente e un’impresa esercitata da un residente dell’altro 
Stato Contraente; 

 
e) l’espressione “traffico internazionale” designa qualsiasi attività di trasporto 

effettuato per mezzo di una nave o di un aeromobile da parte di un’impresa la 
cui sede di direzione effettiva è situata in uno Stato Contraente, ad eccezione 
del caso in cui la nave o l’aeromobile sia utilizzato esclusivamente tra località 
situate nell’altro Stato Contraente; 

 
f) l’espressione “autorità competente” designa: 

(i) in Austria: Il Ministro Federale delle Finanze o suo delegato; 
(ii) a San Marino: la Segreteria di Stato per le Finanze e il Bilancio; 

 
g) il termine “nazionali”, in relazione ad uno Stato Contraente, designa: 

(i) le persone fisiche che hanno la nazionalità o la cittadinanza di quello Stato 
Contraente, e 

(ii) le persone giuridiche, le società di persone, e le associazioni costituite in 
conformità della legislazione in vigore in quello Stato Contraente; 

 
h) l’espressione "attività economica" comprende l’esercizio delle libere 

professioni e di altre attività a carattere indipendente. 
 

(2) Per l’applicazione della Convenzione da parte di uno Stato Contraente in qualsiasi 
momento, le espressioni ivi non definite, a meno che il contesto non richieda una diversa 
interpretazione, hanno il significato che ad esse è in quel momento attribuito dalla 
legislazione di detto Stato relativa alle imposte alle quali si applica la Convenzione, e il 
significato ai sensi delle leggi tributarie applicabili in quello Stato prevale sul significato 
attribuito alle espressioni ai sensi di altre leggi di quello Stato.  
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Articolo 4 
 

RESIDENZA 
 
 

(1)  Ai fini della presente Convenzione l’espressione “residente di uno Stato Contraente” 
designa ogni persona che, in virtù della legislazione di detto Stato, è ivi assoggettata ad 
imposta, a motivo del suo domicilio, della sua residenza, della sede della sua direzione o di 
ogni altro criterio di natura analoga, e comprende altresì detto Stato ed ogni sua 
suddivisione politica o ente locale. Tuttavia, tale espressione non comprende le persone 
che sono assoggettate ad imposta in detto Stato soltanto per il reddito che esse ricavano da 
fonti situate in detto Stato o per il patrimonio che esse possiedono in detto Stato. Inoltre, nel 
caso di redditi realizzati o pagati da una società di persone, o da un trust, tale espressione 
si applica soltanto nei limiti in cui il reddito derivante da tale società di persone o trust è 
imponibile in detto Stato, in capo a detti soggetti ovvero in capo ai loro soci o beneficiari. 
 

(2)  Quando, in base alle disposizioni del paragrafo 1, una persona fisica è considerata 
residente di entrambi gli Stati Contraenti, la sua situazione è determinata nel seguente 
modo: 
 

 a) detta persona è considerata residente soltanto dello Stato nel quale ha 
un’abitazione permanente; quando essa dispone di un’abitazione permanente 
in entrambi gli Stati, è considerata residente dello Stato nel quale le sue 
relazioni personali ed economiche sono più strette (centro degli interessi vitali); 

 
 b) se non si può determinare lo Stato nel quale detta persona ha il centro dei suoi 

interessi vitali, o se la medesima non ha un’abitazione permanente in alcuno 
degli Stati, essa è considerata residente dello Stato in cui soggiorna 
abitualmente; 

 
 c) se detta persona soggiorna abitualmente in entrambi gli Stati, ovvero non 

soggiorna abitualmente in alcuno di essi, essa è considerata residente soltanto 
dello Stato del quale ha la nazionalità; 

 
 d) se detta persona ha la nazionalità di entrambi gli Stati, o se non ha la 

cittadinanza di alcuno di essi, le autorità competenti degli Stati si adoperano 
per risolvere la questione di comune accordo. 

 
(3)  Quando, in base alle disposizioni del paragrafo 1, una persona diversa da una 

persona fisica è residente di entrambi gli Stati Contraenti, si ritiene che essa è residente 
soltanto dello Stato in cui si trova la sede della sua direzione effettiva. 
 
 

Articolo 5 
 

STABILE ORGANIZZAZIONE 
 
 

(1)  Ai fini della presente Convenzione, l’espressione “stabile organizzazione” designa 
una sede fissa di affari in cui l’impresa esercita in tutto o in parte la sua attività.  
 

(2)  L’espressione “stabile organizzazione” comprende in particolare: 
 

a) una sede di direzione; 
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b) una succursale; 
 
c) un ufficio; 
 
d) un’officina; 
 
e) un laboratorio; e 
 
f) una miniera, un giacimento petrolifero o di gas naturale, una cava od ogni altro 

luogo di estrazione di risorse naturali. 
 

(3)  Un cantiere di costruzione o di montaggio costituisce “stabile organizzazione” solo se 
ha una durata superiore a dodici mesi. 

 
(4)  Nonostante le disposizioni precedenti del presente Articolo, non si considera che vi 

sia una “stabile organizzazione” se: 
 

a) si fa uso di una installazione ai soli fini di deposito, di esposizione, o di consegna di 
beni o merci appartenenti all’impresa; 

 
b) i beni o le merci appartenenti all’impresa sono immagazzinate ai soli fini di 

deposito, di esposizione o di consegna; 
 

c) i beni o le merci appartenenti all’impresa sono immagazzinate ai soli fini della 
trasformazione da parte di un’altra impresa; 

 
d) una sede fissa di affari è utilizzata ai soli fini di acquistare beni o merci o di 

raccogliere informazioni per l’impresa; 
 

e) una sede fissa di affari è utilizzata ai soli fini di condurre, per l’impresa, ogni altra 
attività che abbia carattere preparatorio o ausiliario; 

 
f) una sede fissa di affari è utilizzata unicamente per qualsiasi combinazione delle 

attività citate nei paragrafi da a) a e), purché l’attività della sede fissa nel suo 
insieme, quale risulta da tale combinazione, sia di carattere preparatorio o 
ausiliario. 

 
(5)  Nonostante le disposizioni dei paragrafi 1 e 2, quando una persona - diversa da un 

agente che goda di uno status indipendente, di cui al paragrafo 6 - agisce per conto di 
un'impresa, ha ed abitualmente esercita in uno Stato Contraente il potere di concludere 
contratti in nome dell'impresa, si può considerare che tale impresa abbia una "stabile 
organizzazione" in detto Stato in relazione ad ogni attività intrapresa dalla suddetta persona 
per l'impresa, a meno che l'attività di detta persona sia limitata all'attività citata al paragrafo 
4 che, se esercitata per mezzo di una sede fissa di affari, non farebbe di tale sede fissa di 
affari una "stabile organizzazione" ai sensi delle disposizioni di detto paragrafo. 

 
(6)  Non si considera che un’impresa abbia una stabile organizzazione in uno Stato 

Contraente per il solo fatto che essa vi esercita la propria attività per mezzo di un 
mediatore, di un commissionario generale o di ogni altro intermediario che goda di uno 
status indipendente, a condizione che dette persone agiscano nell’ambito della loro 
ordinaria attività. 
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(7)  Il fatto che una società residente di uno Stato Contraente controlli o sia controllata da 
una società residente dell’altro Stato Contraente ovvero svolga la sua attività in questo altro 
Stato (sia per mezzo di una stabile organizzazione oppure no) non costituisce di per sé 
motivo sufficiente per far considerare una qualsiasi delle dette società una stabile 
organizzazione dell’altra. 
 
 

Articolo 6 
 

REDDITI IMMOBILIARI 
 
 

(1)  I redditi che un residente di uno Stato Contraente ritrae da beni immobili (compresi i 
redditi delle attività agricole o forestali) situati nell’altro Stato Contraente possono essere 
assoggettati ad imposizione in detto altro Stato. 
 

(2)  L’espressione “beni immobili” ha il significato che ad essa è attribuito dalla 
legislazione dello Stato Contraente in cui i beni sono situati. L’espressione comprende in 
ogni caso gli accessori, le scorte morte o vive delle imprese agricole e forestali, i diritti ai 
quali si applicano le disposizioni del diritto privato riguardanti la proprietà fondiaria. Si 
considerano altresì “beni immobili” l’usufrutto dei beni immobili e i diritti relativi a pagamenti 
variabili o fissi per lo sfruttamento o la concessione dello sfruttamento di giacimenti 
minerari, sorgenti ed altre risorse naturali. Le navi, i battelli e gli aeromobili non sono 
considerati beni immobili. 
 

(3)  Le disposizioni del paragrafo 1 si applicano ai redditi derivanti dalla utilizzazione 
diretta, dalla locazione o da ogni altra forma di utilizzazione di beni immobili. 
 

(4)  Le disposizioni dei paragrafi 1 e 3 si applicano anche ai redditi derivanti dai beni 
immobili di un’impresa. 
 
 

Articolo 7 
 

UTILI DELLE IMPRESE 
 
 

(1)  Gli utili di un’impresa di uno Stato Contraente sono imponibili soltanto in detto Stato, 
a meno che l’impresa non svolga la sua attività nell’altro Stato Contraente per mezzo di una 
stabile organizzazione ivi situata. Se l’impresa svolge in tal modo la sua attività, gli utili 
dell’impresa possono essere assoggettati ad imposizione nell’altro Stato ma soltanto nella 
misura in cui detti utili sono attribuibili alla stabile organizzazione. 
 

(2)  Fatte salve le disposizioni del paragrafo 3, quando un’impresa di uno Stato 
Contraente svolge la sua attività nell’altro Stato Contraente per mezzo di una stabile 
organizzazione ivi situata, in ciascuno Stato Contraente vanno attribuiti a detta stabile 
organizzazione gli utili che si ritiene sarebbero stati da essa conseguiti se si fosse trattato di 
un’impresa distinta e separata svolgente attività identiche o analoghe in condizioni identiche 
o analoghe e in piena indipendenza dall’impresa di cui essa costituisce una stabile 
organizzazione. 
 
(3)  Nella determinazione degli utili di una stabile organizzazione sono ammesse in 
deduzione le spese sostenute per gli scopi perseguiti dalla stessa stabile organizzazione, 
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comprese le spese di direzione e le spese generali di amministrazione, sia nello Stato in cui 
è situata la stabile organizzazione, sia altrove. 
 
(4)  Qualora uno degli Stati Contraenti segua la prassi di determinare gli utili da attribuire ad 
una stabile organizzazione in base al riparto degli utili complessivi dell’impresa fra le 
diverse parti di essa, la disposizione del paragrafo 2 non impedisce a detto Stato 
Contraente di determinare gli utili imponibili secondo la ripartizione in uso. Tuttavia, il 
metodo di riparto adottato dovrà essere tale che il risultato ottenuto sia conforme ai principi 
contenuti nel presente articolo. 
 

(5)  Nessun utile può essere attribuito ad una stabile organizzazione per il solo fatto che 
essa ha acquistato beni o merci per l’impresa.. 
 

(6)  Ai fini dei paragrafi precedenti, gli utili da attribuire alla stabile organizzazione sono 
determinati annualmente con lo stesso metodo, a meno che non esistano validi e sufficienti 
motivi per procedere diversamente. 
 

(7)  Quando gli utili comprendono elementi di reddito considerati separatamente in altri 
articoli della presente Convenzione, le disposizioni di tali articoli non vengono modificate da 
quelle del presente articolo. 
 
 

Articolo 8 
 

NAVIGAZIONE MARITTIMA, INTERNA ED AEREA 
 
 

(1)  Gli utili derivanti dall’esercizio, in traffico internazionale, di navi o di aeromobili sono 
imponibili soltanto nello Stato Contraente in cui è situata la sede della direzione effettiva 
dell’impresa 
 

(2)  Gli utili derivanti dall’esercizio di battelli per la navigazione interna sono imponibili 
soltanto nello Stato Contraente in cui è situata la sede della direzione effettiva dell’impresa 
 

(3)  Se la sede della direzione effettiva di una impresa di navigazione marittima o interna 
è situata a bordo di una nave o battello, detta sede si considera situata nello Stato 
Contraente in cui si trova il porto di immatricolazione della nave o del battello, oppure, in 
mancanza di un porto di immatricolazione, nello Stato Contraente di cui è residente 
l’esercente la nave o il battello. 
 

(4)  Le disposizioni del paragrafo 1 si applicano parimenti agli utili derivanti dalla 
partecipazione a un fondo comune (pool), a un esercizio in comune o ad un organismo 
internazionale di esercizio. 
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Articolo 9 
 

IMPRESE ASSOCIATE 
 
 

(1)  Allorché 
 

 a) un’impresa di uno Stato Contraente partecipa direttamente o indirettamente, 
alla direzione, al controllo o al capitale di un’impresa dell’altro Stato 
Contraente, o 

 
 b) le medesime persone partecipano direttamente o indirettamente alla direzione, 

al controllo o al capitale di un’impresa di uno Stato Contraente e di un’impresa 
dell’altro Stato Contraente 

 
e, nell’uno e nell’altro caso, le due imprese, nelle loro relazioni commerciali o finanziarie, 
sono vincolate da condizioni accettate o imposte, diverse da quelle che sarebbero state 
convenute tra imprese indipendenti, gli utili che, in mancanza di tali condizioni, sarebbero 
stati realizzati da una delle imprese, ma che a causa di dette condizioni non lo sono stati, 
possono essere inclusi negli utili di questa impresa e tassati in conseguenza. 
 

(2)  Allorché uno Stato Contraente include fra gli utili di un'impresa di detto Stato - e di 
conseguenza assoggetta a tassazione - utili per i quali un'impresa dell'altro Stato 
Contraente è stata sottoposta a tassazione in detto altro Stato, e gli utili così inclusi sono 
utili che sarebbero maturati a favore dell'impresa del primo Stato, se le condizioni fissate fra 
le due imprese fossero state quelle sarebbero state convenute tra imprese indipendenti, 
allora detto altro Stato farà un'apposita rettifica all'importo dell'imposta ivi applicata su tali 
utili. Tali rettifiche dovranno effettuarsi unicamente in conformità alla procedura amichevole 
di cui all’articolo 25 della presente Convenzione. 
 
 

Articolo 10 
 

DIVIDENDI 
 
 

(1)  I dividendi pagati da una società residente di uno Stato Contraente ad un residente 
dell'altro Stato Contraente possono essere assoggettati ad imposizione in detto altro Stato. 
 

(2) a) Tuttavia, tali dividendi possono essere tassati anche nello Stato Contraente di 
cui la società che paga i dividendi è residente ed in conformità alla legislazione 
di detto Stato, ma se l'effettivo beneficiario dei dividendi è un residente 
dell'altro Stato Contraente, l'imposta così applicata non può eccedere il 15 per 
cento dell'ammontare lordo dei dividendi. 

 
 b) Se l’effettivo beneficiario è una società (diversa da una società di persone) che 

detiene direttamente almeno il 10% del capitale della società che paga i 
dividendi, detti dividendi sono esenti nello Stato Contraente di cui la società 
che paga i dividendi è un residente, alle condizioni previste dalla legislazione 
nazionale.  

 
Il presente paragrafo non riguarda l’imposizione della società per gli utili con i quali sono 

stati pagati i dividendi. 
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(3)  Ai fini del presente articolo il termine “dividendi” designa i redditi derivanti da azioni, 
da azioni o diritti di godimento, da quote minerarie, da quote di fondatore o da altre quote di 
partecipazione agli utili, ad eccezione dei crediti, nonché i redditi di altre quote sociali 
assoggettati al medesimo regime fiscale dei redditi delle azioni secondo la legislazione 
fiscale dello Stato di cui è residente la società distributrice. 
 

(4)  Le disposizioni dei paragrafi 1 e 2 non si applicano nel caso in cui il beneficiario 
effettivo dei dividendi, residente di uno Stato Contraente, eserciti nell’altro Stato Contraente, 
di cui è residente la società che paga i dividendi, un’attività economica per mezzo di una 
stabile organizzazione ivi situata, e la partecipazione generatrice di dividendi si ricolleghi 
effettivamente ad essa. In tal caso, si applicano le disposizioni dell’Articolo 7. 
 

(5)  Qualora una società residente di uno Stato Contraente ricavi utili o redditi dall’altro 
Stato Contraente, detto altro Stato non può applicare alcuna imposta sui dividendi pagati 
dalla società, a meno che tali dividendi siano pagati ad un residente di detto altro Stato o 
che la partecipazione generatrice dei dividendi si ricolleghi effettivamente ad una stabile 
organizzazione situata in detto altro Stato, né prelevare alcuna imposta, a titolo di 
imposizione degli utili non distribuiti, sugli utili non distribuiti dalla società, anche se i 
dividendi pagati o gli utili non distribuiti costituiscono in tutto o in parte utili o redditi realizzati 
in detto altro Stato. 
 
 

Articolo 11 
 

INTERESSI 
 
 

 
(1)  Gli interessi provenienti da uno Stato Contraente e pagati ad un residente dell’altro 

Stato Contraente sono imponibili solamente in detto altro Stato se tale residente è l’effettivo 
beneficiario degli interessi. 
 
     (2)  Nonostante le disposizioni del paragrafo 1, gli interessi provenienti da uno degli Stati 
Contraenti sono esenti da imposta nell’altro Stato se: 

a) il debitore degli interessi è il Governo di detto Stato Contraente o un suo ente 
locale; o 

b) gli interessi sono pagati al Governo dell’altro Stato Contraente o ad un suo ente 
locale o ad un ente od organismo (compresi gli istituti finanziari) interamente di 
proprietà di questo altro Stato contraente o di un suo ente locale; o 

c) gli interessi sono pagati, per conto del Governo, ad altri enti od organismi 
(compresi gli istituti finanziari) in dipendenza di finanziamenti da essi concessi nel 
quadro di accordi conclusi tra i Governi degli Stati Contraenti. 

 
(3)  Ai fini del presente Articolo, il termine”interessi” designa i redditi relativi a crediti di 

qualsivoglia natura, assistiti o meno da garanzie ipotecarie e corredati o meno di una 
clausola di partecipazione agli utili del debitore, in particolare i redditi dei titoli del debito 
pubblico e i redditi prodotti dalle obbligazioni, compresi i premi connessi a tali titoli o 
obbligazioni. Le penalità di mora non costituiscono interessi ai fini del presente Articolo. 
 

(4)  Le disposizioni dei paragrafi 1 e 2 non si applicano nel caso in cui il beneficiario 
effettivo degli interessi, residente di uno Stato Contraente, eserciti nell’altro Stato 
Contraente dal quale provengono gli interessi, un’attività economica per mezzo di una 
stabile organizzazione ivi situata, ed il credito generatore degli interessi si ricolleghi 
effettivamente ad essa. In tal caso, si applicano le disposizioni dell’Articolo 7. 
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(5)  Gli interessi si considerano provenienti da uno Stato Contraente quando il debitore è 

un residente di quello Stato. Tuttavia, quando il debitore degli interessi, sia esso residente o 
no di uno Stato Contraente, ha in uno Stato Contraente una stabile organizzazione, per le 
cui necessità viene contratto il debito sul quale sono pagati gli interessi e tali interessi sono 
a carico della stabile organizzazione, gli interessi stessi si considerano provenienti dallo 
Stato in cui è situata la stabile organizzazione. 
 

(6)  Se, in conseguenza di particolari relazioni esistenti tra il debitore e il beneficiario 
effettivo o tra ciascuno di essi e terze persone, l’ammontare degli interessi, tenuto conto del 
credito per il quale sono pagati, eccede quello che sarebbe stato convenuto tra il debitore e 
il beneficiario effettivo in assenza di simili relazioni, le disposizioni del presente articolo si 
applicano soltanto a quest'ultimo ammontare. In tal caso, la parte eccedente dei pagamenti 
è imponibile in conformità della legislazione di ciascuno Stato Contraente e tenuto conto 
delle altre disposizioni della presente Convenzione. 
 
 

Articolo 12 
 

CANONI 
 

(1)  I canoni provenienti da uno Stato Contraente e di cui il beneficiario effettivo è un 
residente dell'altro Stato Contraente sono imponibili solamente in detto altro Stato. 
 

(2)  Ai fini del presente articolo il termine “canoni” designa i compensi di qualsiasi natura 
corrisposti per l’uso o la concessione in uso, di un diritto d’autore su opere letterarie, 
artistiche o scientifiche, ivi comprese le pellicole cinematografiche, di brevetti, marchi di 
fabbrica o di commercio, disegni o modelli, progetti, formule o processi segreti, o per 
informazioni concernenti esperienze di carattere industriale, commerciale o scientifico. 
 

(3)  Le disposizioni del paragrafo 1 non si applicano nel caso in cui il beneficiario effettivo 
dei canoni, residente di uno Stato Contraente, eserciti nell’altro Stato Contraente dal quale 
provengono i canoni, un’attività economica per mezzo di una stabile organizzazione ivi 
situata, ed il diritto o il bene generatore dei canoni si ricolleghino effettivamente ad essa. In 
tal caso, si applicano le disposizioni dell’Articolo 7. 
 

(4)  Se, in conseguenza di particolari relazioni esistenti tra il debitore e il beneficiario 
effettivo o tra ciascuno di essi e terze persone, l’ammontare dei canoni, tenuto conto 
dell’uso, diritto o informazione per i quali sono pagati, eccede quello che sarebbe stato 
convenuto tra debitore e beneficiario effettivo in assenza di simili relazioni, le disposizioni 
del presente articolo si applicano soltanto a quest’ultimo ammontare. In tal caso, la parte 
eccedente dei pagamenti è imponibile in conformità della legislazione di ciascuno Stato 
Contraente e tenuto conto delle altre disposizioni della presente Convenzione. 
 
 

Articolo 13 
 

UTILI DI CAPITALE 
 
 

(1)  Gli utili che un residente di uno Stato Contraente ricava dall’alienazione di beni 
immobili di cui all’articolo 6, possono essere assoggettati ad imposizione nello Stato 
Contraente dove detti beni sono situati. 
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(2)  Gli utili derivanti dall’alienazione di beni mobili facenti parte dell’attivo di una stabile 
organizzazione che un’impresa di uno Stato Contraente ha nell’altro Stato Contraente, 
compresi gli utili provenienti dall’alienazione di detta stabile organizzazione (da sola od in 
uno con l’intera impresa), possono essere assoggettati ad imposizione in detto altro Stato. 
 

(3)  Gli utili derivanti dall'alienazione di navi o di aeromobili impiegati in traffico 
internazionale, di battelli addetti al trasporto in acque interne, ovvero di beni mobili destinati 
all'esercizio di dette navi, aeromobili o battelli, sono imponibili solamente nello Stato 
Contraente in cui è situata la sede della direzione effettiva dell'impresa. 
 

(4)  Gli utili, percepiti da un residente di uno Stato Contraente, derivanti dall’alienazione 
di azioni di cui oltre il 50% del valore deriva direttamente o indirettamente da beni immobili 
situati nell’altro Stato Contraente, possono essere assoggettati ad imposizione in quell’altro 
Stato.  
 

(5)  Gli utili derivanti dall’alienazione di ogni altro bene diverso da quelli menzionati ai 
paragrafi 1, 2, 3 e 4, sono imponibili soltanto nello Stato Contraente di cui l’alienante è 
residente. 
 
 

Articolo 14 
 

REDDITI DA LAVORO DIPENDENTE 
 
 

 
(1)  Salve le disposizioni degli articoli 15, 17, 18, 19 e 20, i salari, gli stipendi e le altre 

remunerazioni analoghe che un residente di uno Stato Contraente riceve in corrispettivo di 
un’attività dipendente sono imponibili soltanto in detto Stato, a meno che tale attività non 
venga svolta nell’altro Stato Contraente. Se l’attività è quivi svolta, le remunerazioni 
percepite a tal titolo possono essere assoggettate ad imposizione in questo altro Stato. 
 

(2)  Nonostante le disposizioni del paragrafo 1, le remunerazioni che un residente di uno 
Stato Contraente riceve in corrispettivo di un’attività dipendente svolta nell’altro Stato 
Contraente sono imponibili soltanto nel primo Stato se: 
 

 a) il beneficiario soggiorna nell’altro Stato per un periodo o periodi che non 
oltrepassano in totale 183 giorni nel corso dell’anno fiscale considerato, e 

 
 b) le remunerazioni sono pagate da o per conto di un datore di lavoro che non è 

residente dell’altro Stato, e 
 

 c) l’onere delle remunerazioni non è sostenuto da una stabile organizzazione che 
il datore di lavoro ha nell’altro Stato. 

 
(3)  Nonostante le disposizioni precedenti del presente articolo, le remunerazioni 

percepite in corrispettivo di un lavoro subordinato svolto a bordo di navi o di aeromobili 
impiegati in traffico internazionale, o a bordo di battelli addetti al trasporto in acque interne, 
possono essere assoggettate ad imposizione nello Stato Contraente nel quale è situata la 
sede della direzione effettiva dell’impresa. 
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Articolo 15 
 

COMPENSI E GETTONI PRESENZA 
 
 
I compensi, i gettoni di presenza e le altre retribuzioni analoghe che un residente di uno 
Stato Contraente riceve in qualità di membro del consiglio di amministrazione o del collegio 
sindacale di una società residente dell’altro Stato Contraente, possono essere assoggettati 
ad imposizione in detto altro Stato. 

 
 
 

Articolo 16 
 

ARTISTI E SPORTIVI 
 
 

(1)  Nonostante le disposizioni degli Articoli 7 e 14, i redditi che un residente di uno Stato 
Contraente ritrae dalle sue prestazioni personali svolte nell’altro Stato Contraente in qualità 
di artista dello spettacolo, quale un artista di teatro, del cinema, della radio o della 
televisione, o in qualità di musicista, nonché di sportivo, possono essere assoggettati ad 
imposizione i in detto altro Stato. 
 

(2)  Qualora i redditi relativi a prestazioni personali effettuate da un artista o sportivo 
siano corrisposti non all’artista o sportivo direttamente, ma ad un’altra persona, detta 
remunerazione è, nonostante le disposizioni degli Articoli 7 e 14, può essere assoggettata 
ad imposizione nello Stato Contraente in cui le prestazioni dell’artista o dello sportivo sono 
esercitate. 
 

(3)  Le disposizioni dei paragrafi 1 e 2 non si applicano ai redditi derivanti da attività 
svolte in uno Stato Contraente da artisti o sportivi, se il loro soggiorno in quello Stato è 
totalmente o prevalentemente finanziato con fondi pubblici dell’altro Stato o di sue 
suddivisioni politiche o enti locali, ovvero di un istituto riconosciuto come istituto senza fini di 
lucro. In tal caso, i redditi sono imponibili solamente nello Stato Contraente di cui la persona 
è un residente.  
 
 

Articolo 17 
 

PENSIONI 
 
 

(1) Fatte salve le disposizioni del paragrafo 2 dell’Articolo 18, le pensioni e le altre 
remunerazioni analoghe, pagate ad un residente di uno Stato Contraente in relazione ad un 
cessato impiego, sono imponibili soltanto in questo Stato. 
 

(2) Le disposizioni del paragrafo 1 non si applicano se il beneficiario dei redditi non è 
assoggettato a imposizione relativamente a tali redditi nello Stato di cui è residente e 
conformemente alla legislazione di detto Stato. In tal caso, detti redditi sono imponibili nello 
Stato dal quale provengono. 

 
(3) Nonostante le disposizioni del paragrafo 1 del presente articolo, le pensioni e altri 

pagamenti analoghi ricevuti nell’ambito della legislazione di sicurezza sociale di uno Stato 
Contraente sono imponibili soltanto in detto Stato. 
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Articolo 18 

 
FUNZIONI PUBBLICHE 

 
 

(1) a) I salari, gli stipendi e le altre remunerazioni analoghe, diverse dalle pensioni, 
pagati da uno Stato Contraente o da una sua suddivisione politica o da un suo 
ente locale, o da un suo ente di diritto pubblico a una persona fisica, in 
corrispettivo di servizi resi a detto Stato o a detta suddivisione od ente locale o 
di diritto pubblico, sono imponibili soltanto in detto Stato. 

 
 b) Tuttavia, detti salari, stipendi e altre remunerazioni analoghe sono imponibili 

soltanto nell’altro Stato Contraente se i servizi vengono resi in questo Stato e 
la persona fisica è un residente di questo Stato che: 

 
(i) ha la nazionalità di questo Stato; o  
(ii) non è divenuto residente di questo Stato al solo scopo di rendervi i 

servizi. 
 

(2) a) Le pensioni corrisposte da uno Stato Contraente o da una sua suddivisione 
politica o da un suo ente locale, o ente di diritto pubblico, sia direttamente sia 
mediante prelevamento da fondi da essi costituiti, a una persona fisica, in 
corrispettivo di servizi resi a detto Stato o a detta suddivisione od ente locale o 
di diritto pubblico, sono imponibili soltanto in detto Stato. 

 
 b) Tuttavia, tali pensioni sono imponibili soltanto nell’altro Stato Contraente se la 

persona fisica è un residente di questo Stato e ne ha la nazionalità. 
 

(3)  Le disposizioni degli articoli 14, 15, 16 e 17 si applicano ai salari, agli stipendi ed alle 
altre remunerazioni analoghe, nonché alle pensioni pagati in corrispettivo di servizi resi 
nell’ambito di una attività economica esercitata da uno degli Stati Contraenti o da una sua 
suddivisione politica, o da un suo ente locale, o da un suo ente di diritto pubblico.  
 
 

Articolo 19 
 

PROFESSORI INSEGNANTI RICERCATORI 
 

Un professore, un insegnante od un ricercatore il quale soggiorni temporaneamente, per un 
periodo non superiore a due anni, in uno Stato Contraente allo scopo di insegnare o di 
effettuare ricerche presso una università, collegio, scuola od altro analogo istituto di 
istruzione, e che è, o era immediatamente prima di tale soggiorno, residente dell’altro Stato 
Contraente è esente da imposta nel primo Stato Contraente limitatamente alle 
remunerazioni derivanti dall’attività di insegnamento o di ricerca. 
 

Articolo 20 
 

STUDENTI 
 
 

  Le somme che uno studente o un apprendista, il quale è, o era, immediatamente prima 
di recarsi in uno Stato Contraente, un residente dell’altro Stato Contraente, e che soggiorna 
nel primo Stato Contraente al solo scopo di compiervi i suoi studi o di attendere alla propria 
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formazione professionale, riceve per sopperire alle spese di mantenimento, di istruzione o 
di formazione professionale, non sono imponibili in detto Stato a condizione che tali somme 
provengano da fonti situate al di fuori di detto Stato. 
 
 
 

Articolo 21 
 

ALTRI REDDITI 
 
 

(1)  Gli elementi di reddito di un residente di uno Stato Contraente, qualunque ne sia la 
provenienza, che non sono stati trattati negli articoli precedenti della presente Convenzione 
sono imponibili soltanto in detto Stato. 
 

(2)  Le disposizioni del paragrafo 1 non si applicano ai redditi diversi da quelli derivanti 
da beni immobili definiti al paragrafo 2 dell’articolo 6, nel caso in cui il beneficiario di tali 
redditi, residente di uno Stato Contraente, eserciti nell’altro Stato Contraente un’attività 
economica per mezzo di una stabile organizzazione ivi situata, ed il diritto od il bene 
produttivo del reddito si ricolleghi effettivamente a tale stabile organizzazione. In tal caso si 
applicano le disposizioni dell’Articolo 7. 
 

(3)  I redditi ricavati da un residente di uno Stato Contraente dall’altro Stato Contraente in 
virtù di un’obbligazione alimentare non sono imponibili nel primo Stato se detti redditi 
fossero esentati dall’imposta conformemente alle leggi dell’altro Stato Contraente. 
 
 

Articolo 22 
 

PATRIMONIO 
 
 

(1)  Il patrimonio costituito da beni immobili definiti all'Art. 6, di proprietà di un residente 
di uno Stato Contraente, e situato nell'altro Stato Contraente, può essere assoggettato ad 
imposizione in detto altro Stato. 
 

(2)  Il patrimonio costituito da beni mobili facenti parte dell’attivo di una stabile 
organizzazione che un'impresa di uno Stato Contraente ha nell'altro Stato Contraente può 
essere assoggettato ad imposizione in detto altro Stato 
 

(3)  Il patrimonio costituito da navi e aeromobili utilizzati nel traffico internazionale e dai 
battelli destinati alla navigazione interna, nonché i beni mobili relativi al loro esercizio, sono 
imponibili soltanto nello Stato Contraente dove è situata la sede della direzione effettiva 
dell'impresa. 
 

(4)  Ogni altro elemento del patrimonio di un residente di uno Stato Contraente è 
imponibile soltanto in detto Stato. 
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Articolo 23 
 

ELIMINAZIONE DELLA DOPPIA IMPOSIZIONE 
 
 

La doppia imposizione sarà eliminata nel seguente modo: 
 

(1)  In Austria: 

a) Se un residente dell’Austria ricava redditi o possiede un patrimonio che, 
conformemente alle disposizioni della presente Convenzione possono essere 
assoggettati a imposizione a San Marino, l’Austria accorda: 

 
i) quale deduzione dall’imposta sul reddito di detto residente, un importo pari 

all’imposta sul reddito pagata a San Marino; 
 
ii) quale deduzione dall’imposta sul patrimonio di detto residente, un importo 

pari all’imposta sul patrimonio pagata a San Marino. 
 

Tuttavia, in entrambi i casi tale deduzione non eccede quella parte dell’imposta sul 
reddito o sul patrimonio, così come calcolata prima che venga accordata la 
deduzione, che è attribuibile, a seconda dei casi, al reddito o al patrimonio che può 
essere assoggettata ad imposizione a San Marino. 

 
b) Se un residente dell’Austria, che svolge operazioni economiche sostanzialmente 

attive a San Marino, ricava redditi che, conformemente alle disposizioni dell’articolo 
7, possono essere assoggettati ad imposizione a San Marino, l’Austria, nonostante 
la precedente lettera a), esenta detti redditi da ogni imposizione. Nonostante la 
precedente lettera a), detta esenzione si applica altresì ai redditi ricavati da un 
residente dell’Austria che, conformemente alle disposizioni dell’articolo 14, 
possono essere assoggettati ad imposizione a San Marino. 

 
c) Qualora, conformemente a qualunque disposizione della Convenzione, i redditi 

ricavati o il patrimonio posseduto da un residente dell’Austria siano esenti da 
imposte in Austria, l’Austria può, tuttavia, nel calcolare l'imposta sui restanti redditi 
o patrimonio di detto residente, considerare i redditi o il patrimonio esentati. 

 
(2)  a San Marino: 

 
a) Se un residente di San Marino ricava redditi o possiede un patrimonio che, 

conformemente alle disposizioni della presente Convenzione possono essere 
assoggettati a imposizione in Austria, San Marino accorda: 

 
iii) quale deduzione dall’imposta sul reddito di detto residente, un importo pari 

all’imposta sul reddito pagata in Austria; 
 
iv) quale deduzione dall’imposta sul patrimonio di detto residente, un importo 

pari all’imposta sul patrimonio pagata in Austria. 
 

Tuttavia, in entrambi i casi tale deduzione non eccede quella parte dell’imposta sul 
reddito o sul patrimonio, così come calcolata prima che venga accordata la 
deduzione, che è attribuibile, a seconda dei casi, al reddito o al patrimonio che può 
essere assoggettata ad imposizione in Austria. 
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b) Se un residente di San Marino, che svolge operazioni economiche 
sostanzialmente attive in Austria, ricava redditi che, conformemente alle 
disposizioni dell’articolo 7, possono essere assoggettati ad imposizione in Austria, 
San Marino, nonostante la precedente lettera a), esenta detti redditi da ogni 
imposizione. Nonostante la precedente lettera a), detta esenzione si applica altresì 
ai redditi ricavati da un residente di San Marino che, conformemente alle 
disposizioni dell’articolo 14, possono essere assoggettati ad imposizione in Austria. 

 
c) Qualora, conformemente a qualunque disposizione della Convenzione, i redditi 

ricavati o il patrimonio posseduto da un residente di San Marino siano esenti da 
imposte a San Marino, San Marino può, tuttavia, nel calcolare l'imposta sui restanti 
redditi o patrimonio di detto residente, considerare i redditi o il patrimonio esentati. 

 
 

Articolo 24 
 

NON DISCRIMINAZIONE 
 
 

(1)  I nazionali di uno Stato Contraente non sono assoggettati nell’altro Stato Contraente 
ad alcuna imposizione od obbligo ad essa relativo, diversi o più onerosi di quelli cui sono o 
potranno essere assoggettati i nazionali di detto altro Stato che si trovino nella stessa 
situazione, in particolare in termini di residenza. La presente disposizione si applica altresì, 
nonostante le disposizioni dell’articolo 1, alle persone che non sono residenti di uno o di 
entrambi gli Stati Contraenti. 
 
 

(2)  L’imposizione di una stabile organizzazione che una impresa di uno Stato 
Contraente ha nell’altro Stato Contraente non può essere in questo altro Stato meno 
favorevole dell’imposizione a carico delle imprese di detto altro Stato che svolgono la 
medesima attività. La presente disposizione non può essere interpretata nel senso che 
faccia obbligo ad uno Stato Contraente di accordare ai residenti dell’altro Stato Contraente 
le deduzioni personali, le esenzioni e le riduzioni di imposta che esso accorda ai propri 
residenti in relazione alla loro situazione o ai loro carichi di famiglia. 
 

(3)  Fatta salva l'applicazione delle disposizioni del paragrafo 1 dell'art. 9, paragrafo 6 
dell'art. 11, o paragrafo 4 dell'art. 12, gli interessi, i canoni ed altre spese pagati da una 
impresa di uno Stato Contraente ad un residente dell’altro Stato Contraente sono deducibili, 
ai fini della determinazione degli utili imponibili di detta impresa, nelle stesse condizioni in 
cui sarebbero deducibili se fossero stati pagati ad un residente del primo Stato. 
Analogamente, ogni debito di un'impresa di uno Stato Contraente nei confronti di un 
residente dell'altro Stato Contraente, ai fini della determinazione del patrimonio imponibile di 
tale impresa, è deducibile nelle stesse condizioni come se il debito fosse stato contratto nei 
confronti di un residente del primo Stato. 
 

(4)  Le imprese di uno Stato Contraente, il cui capitale è in tutto o in parte, direttamente o 
indirettamente, posseduto o controllato da uno o più residenti dell’altro Stato Contraente, 
non sono assoggettate nel primo Stato Contraente ad alcuna imposizione od obbligo ad 
essa relativo, diversi o più onerosi di quelli cui sono o potranno essere assoggettate le altre 
imprese della stessa natura del primo Stato. 
 

(5)  Le disposizioni del presente articolo si applicano, nonostante le disposizioni 
dell’articolo 2, alle imposte di ogni genere e denominazione. 
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Articolo 25 

 
PROCEDURA AMICHEVOLE 

 
 

(1) Quando una persona ritiene che le misure adottate da uno o da entrambi gli Stati 
Contraenti comportano o comporteranno per essa un’imposizione non conforme alle 
disposizioni della presente Convenzione, essa può, indipendentemente dai ricorsi previsti 
dalla legislazione nazionale di detti Stati, sottoporre il proprio caso all’autorità competente 
dello Stato Contraente di cui è residente o, se il suo caso ricade nel paragrafo 1 dell’articolo 
24, a quella dello Stato Contraente di cui possiede la nazionalità. Il caso deve essere 
sottoposto entro i due anni che seguono la prima notifica della misura che comporta 
un’imposizione non conforme alle disposizioni della Convenzione. 

 
(2) L’autorità competente, se il ricorso le appare fondato e se essa non è in grado di 

giungere ad una soddisfacente soluzione, farà del suo meglio per regolare il caso per via di 
amichevole composizione con l’autorità competente dell’altro Stato Contraente, al fine di 
evitare una tassazione non conforme alla Convenzione. L’accordo raggiunto sarà applicato 
quali che siano i termini previsti dalle legislazioni nazionali degli Stati Contraenti.  

 
(3) Le autorità competenti degli Stati Contraenti faranno del loro meglio per risolvere per 

via di amichevole composizione le difficoltà o i dubbi inerenti all’interpretazione o 
all’applicazione della Convenzione. Esse potranno altresì consultarsi al fine di eliminare la 
doppia imposizione nei casi non previsti dalla Convenzione. 

 
(4) Le autorità competenti degli Stati Contraenti potranno comunicare direttamente tra 

loro al fine di pervenire ad un accordo come indicato nei paragrafi precedenti. Qualora 
venga ritenuto che degli scambi verbali di opinioni possano facilitare il raggiungimento di 
tale accordo, essi potranno aver luogo in seno ad una Corte formata da rappresentanti delle 
autorità competenti degli Stati Contraenti. 
 

(5) Nei casi previsti dai paragrafi precedenti, se le autorità competenti degli Stati 
Contraenti non raggiungono un accordo che elimini la doppia imposizione entro due anni 
dalla data in cui il caso è stato sottoposto per la prima volta ad una di esse, le autorità 
competenti istituiscono, per ogni caso specifico, una Corte arbitrale con l’incarico di 
emettere una decisione sul modo di eliminare la doppia imposizione, sempre che il/i 
contribuente/i si impegni(no) ad ottemperare alle decisioni della stessa. L’istituzione della 
Corte può aver luogo soltanto se le parti in causa rinunciano preventivamente – senza 
riserve o condizioni – agli atti del giudizio in corso presso il tribunale nazionale. La Corte 
arbitrale è composta da tre membri così designati: ciascuna autorità competente designa, 
entro 3 mesi dalla scadenza del termine di cui sopra, un membro ed i due membri 
designano, nello stesso termine, di comune accordo, il Presidente, scegliendolo tra 
personalità indipendenti appartenenti agli Stati Contraenti o ad uno Stato terzo membro 
dell’OCSE. La Corte, nel pronunciare la sua decisione, applicherà le disposizioni della 
presente Convenzione ed i principi generali di diritto internazionale, tenendo conto della 
legislazione interna degli Stati Contraenti. La Corte stabilisce essa stessa le regole del 
procedimento arbitrale. Il/i contribuente/i può/possono, qualora ne faccia/no richiesta, 
essere ascoltato/i o farsi rappresentare dinanzi alla Corte. 

 
(6) La Corte rende la sua decisione entro sei mesi dalla data in cui è stato nominato il 

Presidente. La Corte arbitrale delibera a maggioranza semplice dei suoi componenti. Entro 
sei mesi dalla pronuncia della decisione da parte della Corte arbitrale, le autorità competenti 
delle Parti possono ancora adottare, di comune accordo, misure volte ad eliminare la causa 
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che ha determinato l’insorgere della controversia. La Corte pronuncia la sua decisione non 
oltre sei mesi dalla data in cui il caso le è stato sottoposto. La decisione del singolo caso è 
vincolante per entrambi gli Stati Contraenti e tutti i contribuenti interessati. 

 
(7) Le spese procedurali della Corte sono suddivise in parti uguali tra gli Stati contraenti. 

 
 

Articolo 26 
 

SCAMBIO DI INFORMAZIONI 
 
 
(1) Le autorità competenti degli Stati Contraenti si scambieranno le informazioni necessarie 
per applicare le disposizioni della presente Convenzione o quelle delle leggi interne degli 
Stati Contraenti relative alle imposte previste dalla Convenzione, nella misura in cui la 
tassazione che tali leggi prevedono non è contraria alla Convenzione. Lo scambio di 
informazioni non viene limitato dall’articolo 1. Le informazioni ricevute da uno Stato 
Contraente saranno tenute segrete, analogamente alle informazioni ottenute in base alla 
legislazione interna di detto Stato e saranno comunicate soltanto alle persone od autorità 
(ivi compresi i tribunali e gli organi amministrativi) incaricate dell’accertamento o della 
riscossione delle imposte previste dalla Convenzione, delle procedure o dei procedimenti 
concernenti tali imposte, o delle decisioni di ricorsi presentati per tali imposte. Dette 
persone o le predette autorità utilizzeranno tali informazioni soltanto per questi fini. Esse 
potranno servirsi di queste informazioni nel corso di udienze pubbliche di tribunali o nei 
giudizi. 

 
(2)  Le disposizioni del paragrafo 1 non possono in nessun caso essere interpretate nel 

senso di imporre ad uno Stato Contraente l’obbligo: 
 

 a) di adottare provvedimenti amministrativi in deroga alla propria legislazione o 
alla propria prassi amministrativa o a quelle dell’altro Stato Contraente; 

 
 b) di fornire informazioni che non potrebbero essere ottenute in base alla propria 

legislazione o nel quadro della propria normale prassi amministrativa o di 
quelle dell’altro Stato Contraente; 

 
 c) di fornire informazioni che potrebbero rivelare un segreto commerciale, 

industriale, professionale o un processo commerciale oppure informazioni la 
cui comunicazione sarebbe contraria all’ordine pubblico.  

 
 

Articolo 27 
 

AGENTI DIPLOMATICI E FUNZIONARI CONSOLARI 
 
 

Le disposizioni della presente Convenzione non pregiudicano i privilegi fiscali di cui 
beneficiano gli agenti diplomatici o i funzionari consolari in virtù delle regole generali del 
diritto internazionale o delle disposizioni di accordi particolari. 
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Articolo 28 
 

RIMBORSI 
 

1. Le imposte riscosse in uno Stato Contraente mediante ritenuta alla fonte sono 
rimborsate a richiesta dell’interessato qualora il diritto alla percezione di dette imposte sia 
limitato dalle disposizioni della presente Convenzione. 
 
2. Le istanze di rimborso, da prodursi in osservanza dei termini stabiliti dalla legislazione 
dello Stato Contraente tenuto ad effettuare il rimborso stesso, devono essere corredate da 
un attestato ufficiale dello Stato Contraente di cui il contribuente è residente certificante che 
sussistono le condizioni richieste per aver diritto all’applicazione dei benefici previsti dalla 
presente Convenzione. 
 
3. Le autorità competenti degli Stati Contraenti stabiliranno di comune accordo, 
conformemente alle disposizioni dell’articolo 25 della presente Convenzione, le modalità di 
applicazione del presente articolo. 
 
 

Articolo 29 
 

ENTRATA IN VIGORE 
 
 

(1)  La presente Convenzione sarà ratificata e gli strumenti di ratifica saranno scambiati 
appena possibile. 
 

(2)  La Convenzione entrerà in vigore il primo giorno del terzo mese successivo a quello 
in cui avrà luogo lo scambio degli strumenti di ratifica e le sue disposizioni avranno effetto in 
materia di imposizione per ogni anno fiscale a decorrere dal 31 dicembre dell’anno di 
calendario in cui avrà luogo lo scambio degli strumenti di ratifica.   
 
 

Articolo 30 
 

DENUNCIA 
 
 

La presente Convenzione rimarrà in vigore sino alla denuncia da parte di uno degli Stati 
Contraenti. Ciascuno Stato Contraente può denunciare la Convenzione per via diplomatica 
notificandone la denuncia per iscritto il o prima del 30 giugno dell’anno di calendario 
successivo al quinto anno dalla data di entrata in vigore della Convenzione. In questo caso, 
la Convenzione cesserà di avere effetto in materia di imposizione per ogni anno fiscale 
successivo al 31 dicembre dell’anno di calendario in cui è stata notificata la denuncia.  
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 IN FEDE DI CHE i Plenipotenziari dei due Stati Contraenti, debitamente 
autorizzati a tal fine, hanno firmato la presente Convenzione. 
 
 FATTO in duplice copia a Vienna, in data 24 novembre 2004, nelle lingue 
tedesca, italiana e inglese, ciascun testo facente ugualmente fede. In caso di divergenza 
nell’interpretazione, prevarrà il testo inglese. 
 
 
 
Per la Repubblica d’Austria:  
 
 
Dr. Alfred Finz 

Per la Repubblica di San Marino: 
 
 
Dr. Pier Marino Mularoni 
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PROTOCOLLO 
 
 
All’atto della firma della Convenzione in materia di imposte sul reddito e sul patrimonio, 
conclusa in data odierna tra la Repubblica d’Austria e la Repubblica di San Marino, i 
sottoscritti hanno concordato le seguenti disposizioni che formano parte integrante della 
Convenzione. 
 
1. Con riferimento al paragrafo 2 dell’Articolo 5 
 
Il termine “stabile organizzazione” comprende altresì un server. 
 
2. Con riferimento al paragrafo 2dell’Articolo 10 
 
Il riferimento alla legislazione nazionale alla lettera b) riguarda la disposizioni nazionali anti-
abuso. 
 
3. Con riferimento al paragrafo 3 dell’Articolo 16 
 
Resta inteso che il paragrafo 3 si applica anche alle persone giuridiche che gestiscono 
orchestre, teatri, gruppi di danza, nonché ai membri di tali enti culturali qualora tali persone 
giuridiche siano sostanzialmente enti senza scopo di lucro e ciò sia certificato dall’autorità 
competente dello Stato di residenza.  
 
4. Con riferimento al paragrafo 3 dell’Articolo 21 
 

a) Ai fini del paragrafo 3 tali redditi comprendono anche il risarcimento per danni 
derivanti da crimini, vaccinazioni o ragioni simili. 

 
b) I redditi menzionati nel presente paragrafo non sono considerati quando si applica 

il metodo dell’esenzione progressiva. 
 
5. Con riferimento all’Articolo 26 
 
Si concorda che in caso di frode fiscale, la reciproca assistenza ai sensi dell’Articolo 26 
comprenderà lo scambio delle informazioni bancarie. Le autorità competenti degli Stati 
contraenti stabiliranno con procedura amichevole le modalità di applicazione della presente 
disposizione, tenuto debito conto degli obblighi degli Stati contraenti nei confronti 
dell’Unione Europea. 
 
6. Interpretazione della Convenzione 
 
Resta inteso che le disposizioni della Convenzione, redatte conformemente alle 
corrispondenti disposizioni del Modello di Convenzione OCSE sul Reddito e sul Patrimonio, 
hanno in linea generale lo stesso significato di quello espresso nel relativo Commentario 
OCSE, ad eccezione di quanto segue: 
 

a) riserve o osservazioni al Modello OCSE o al suo Commentario da parte degli Stati 
Contraenti; 

 
b) ogni interpretazione contraria al presente Protocollo; 
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c) ogni interpretazione contraria prevista in una spiegazione pubblicata ad opera di 
uno Stato Contraente, fornita all’autorità competente dell’altro Stato Contraente 
prima dell’entrata in vigore della Convenzione;  

 
d) ogni interpretazione contraria concordata dalle autorità competenti dopo l’entrata in 

vigore della Convenzione. 
 
Il Commentario OCSE – così come potrà essere rivisto di volta in volta – costituisce 
strumento di interpretazione ai sensi della Convenzione di Vienna del 23 maggio 1969 sul 
Diritto dei Trattati.  
 
 
 
 
 
 IN FEDE DI CHE i Plenipotenziari dei due Stati Contraenti, debitamente 
autorizzati a tal fine, hanno firmato il presente Protocollo. 
 
 FATTO in duplice copia a Vienna, in data 24 novembre 2004, nelle lingue 
tedesca, italiana e inglese, ciascun testo facente ugualmente fede. In caso di divergenza 
nell’interpretazione, prevarrà il testo inglese. 
 
 
 
Per la Repubblica d’Austria: 
 
 
Dr. Alfred Finz 

Per la Repubblica di San Marino: 
 
 
Dr. Pier Marino Mularoni 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2010 Ausgegeben am 22. April 2010 Teil III 

38. Protokoll zwischen der Republik Österreich und der Republik San Marino und Zusatzprotokoll 
zur Abänderung des am 24. November 2004 in Wien unterzeichneten 
Abkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen 

 (NR: GP XXIV RV 453 AB 514 S. 51. BR: AB 8268 S. 780.) 

38. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG 
genehmigt. 

Protokoll zwischen der Republik Österreich und der Republik San Marino und 
Zusatzprotokoll zur Abänderung des am 24. November 2004 in Wien unterzeichneten 

Abkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
 

[Protokoll und Zusatzprotokoll in deutscher Sprache siehe Anlagen] 
[Protokoll und Zusatzprotokoll in italienischer Sprache siehe Anlagen] 
[Protokoll und Zusatzprotokoll in englischer Sprache siehe Anlagen] 

 
Die Mitteilungen gemäß Art. 3 des Protokolls wurden am 28. Jänner bzw. 25. Februar 2010 

(eingelangt am 4 März 2010) abgegeben; das Protokoll tritt gemäß derselben Bestimmung am 
1. Juni 2010 in Kraft. 

Faymann 



PROTOKOLL 

ZWISCHEN 

 

DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

UND 

DER REPUBLIK SAN MARINO 

 

UND ZUSATZPROTOKOLL 

ZUR ABÄNDERUNG DES AM 24. NOVEMBER 2004 IN WIEN UNTERZEICHNETEN 

ABKOMMENS AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM 

VERMÖGEN  

  

 

 

 

 

Die Republik Österreich 

 

und  

 

die Republik San Marino, 

  

 

VON DEM WUNSCH GELEITET, ein Protokoll und ein Zusatzprotokoll zur 

Abänderung des am 24. November 2004 in Wien unterzeichneten Abkommens auf 

dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 1  (im Folgenden 

„Abkommen“ genannt) abzuschließen,  

 

 

Sind wie folgt übereingekommen: 

                                                      
1 Kundgemacht in BGBl. III Nr. 208/2005. 
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Artikel 1 

 

Artikel 26 des Abkommens wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 

 

“Artikel 26  

Informationsaustausch 

 

1. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, 

die zur Durchführung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des 

innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für 

Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, 

voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung 

nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 

nicht eingeschränkt.  

 

2.  Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind 

ebenso geheim zu halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses 

Staates beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder Behörden 

(einschließlich der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, 

die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder 

mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern 

oder mit der Aufsicht darüber befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die 

Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem 

öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen. 

Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat die erhaltenen 

Informationen für andere Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem 

Recht beider Staaten für solche andere Zwecke verwendet werden dürfen und die 

zuständige Behörde desjenigen Staates, der die Informationen erteilt hat, dieser 

anderen Verwendung zustimmt. 

 

3.  Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen 

Vertragsstaat, 

a. Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 

Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 
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b. Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 

Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft 

werden können; 

c. Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder 

Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren 

Erteilung dem "Ordre Public" widerspräche. 

 

4.  Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der 

andere Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung 

der erbetenen Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen für 

seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die im vorhergehenden Satz 

enthaltene Verpflichtung unterliegt den Beschränkungen nach Absatz 3, wobei diese 

jedoch nicht so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die Erteilung von 

Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches steuerliches 

Interesse an solchen Informationen hat.  

 

5.  Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die 

Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer 

Bank, einem sonstigen Kreditinstitut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder 

Treuhänder befinden oder weil sie sich auf das Eigentum an einer Person beziehen.“  

 

Artikel 2 

 

Absatz 5 des bestehenden Protokolls, das am 24. November 2004 in Wien gemeinsam 

mit dem Abkommen unterzeichnet wurde, wird aufgehoben, bleibt aber auf alle 

Steuerzeiträume anwendbar, die vor dem Anwendungszeitraum dieses Protokolls 

liegen.  

 

Artikel 3 

 

Jeder der Vertragsstaaten informiert den anderen Vertragsstaat auf diplomatischem 

Weg über den Abschluss des rechtlichen Verfahrens, das für das Inkrafttreten dieses 

Protokolls erforderlich ist. Das Protokoll tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, 

der dem Zeitpunkt des Empfanges der späteren der oben genannten Mitteilungen folgt. 

Die Bestimmungen des Protokolls finden Anwendung auf Veranlagungszeiträume die 
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am oder nach dem 1. Jänner des Kalenderjahres beginnen, das dem Jahr des 

Inkrafttretens dieses Protokolls folgt. 

 

Artikel 4 

 

Dieses Protokoll, das einen integrierenden Bestandteil des Abkommens bildet, bleibt in 

Geltung solange das Abkommen selbst in Geltung ist. 

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 

Vertragsstaaten dieses Protokoll unterzeichnet.  

 

 

GESCHEHEN zu Wien am 18. 9. 2009 in zweifacher Ausfertigung, jede in 

deutscher, italienischer und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen 

authentisch ist. Bei Auslegungsunterschieden ist der englische Text maßgeblich.  

 

 

Für die Republik 

Österreich: 

Für die Republik 

San Marino: 

 

Andreas SCHIEDER m.p.                     Elena MOLARONI m.p.
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ZUSATZPROTOKOLL 

 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Protokolls zu Abänderung des am 24. November 

2004 in Wien unterzeichneten Abkommens auf dem Gebiet der Steuern vom 

Einkommen und vom Vermögen, das heute zwischen der Republik Österreich und der 

Republik San Marino abgeschlossen wurde, sind die Gefertigten übereingekommen, 

dass die folgenden Bestimmungen einen integrierenden Bestandteil des Protokolls 

bilden. 

 

Artikel 1 

 

Zu Artikel 26: 

 

1.  Die zuständige Behörde des ersuchenden Staates stellt der zuständigen 

Behörde des ersuchten Staates zur Darstellung der voraussichtlichen Erheblichkeit der 

Auskünfte die folgenden Informationen zur Verfügung, wenn diese ein 

Auskunftsersuchen gemäß dem Abkommen stellt: 

a. die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersuchung gilt; 

b. eine Stellungnahme betreffend die gesuchten Auskünfte einschließlich der Art 

und der Form, in der der ersuchende Staat die Auskünfte vorzugsweise vom 

ersuchten Staat erhalten möchte; 

c. den steuerlichen Zweck, für den um die Auskünfte ersucht wird; 

d. die Gründe für die Annahme, dass die erbetenen Auskünfte dem ersuchten 

Staat vorliegen oder sich im Besitz oder in der Verfügungsmacht einer Person 

im Hoheitsbereich des ersuchten Staates befinden; 

e. den Namen und die Anschrift von Personen, in deren Besitz sich die erbetenen 

Auskünfte vermutlich befinden; 

f. eine Erklärung, dass der ersuchende Staat alle ihm in seinem eigenen Gebiet 

zur Verfügung stehenden Maßnahmen zur Einholung der Auskünfte 

ausgeschöpft hat, ausgenommen solche, die unverhältnismäßig große 

Schwierigkeiten mit sich bringen würden. 

 

2.  Es besteht Einvernehmen darüber, dass die in Artikel 26 vorgesehene Amtshilfe 

nicht Maßnahmen einschließt, die lediglich der Beweisausforschung dienen (“fishing 

expeditions”). 
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3.  Es besteht Einvernehmen darüber, dass Artikel 26 Absatz 5 des Abkommens 

die Vertragsstaaten nicht dazu verpflichtet, Informationen im Sinne dieses Absatzes 

auf automatischer oder spontaner Basis auszutauschen. 

 

4.  Es besteht Einvernehmen darüber, dass zur Auslegung des Artikels 26 - neben 

den oben angeführten Grundsätzen - auch die aus den Kommentaren der OECD 

abzuleitenden Anwendungsgrundsätze zu berücksichtigen sind. 

 

Artikel 2 

 

Dieses Zusatzprotokoll, das einen integrierenden Bestandteil des Abkommens bildet, 

bleibt in Geltung solange das Abkommen selbst in Geltung ist. 

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 

Vertragsstaaten dieses Zusatzprotokoll unterzeichnet.  

 

 

GESCHEHEN zu Wien am 18. 9. 2009 in zweifacher Ausfertigung, jede in 

deutscher, italienischer und englischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen 

authentisch ist. Bei Auslegungsunterschieden ist der englische Text maßgeblich.  

 

 

Für die Republik 

Österreich: 

Für die Republik 

San Marino: 

 

              Andreas SCHIEDER m.p.     Elena MOLARONI m.p.   
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PROTOCOLLO 

FRA 

 

LA REPUBBLICA D’AUSTRIA 

E 

LA REPUBBLICA DI SAN MARINO 

 

E PROTOCOLLO AGGIUNTIVO  

DI EMENDAMENTO ALLA CONVENZIONE IN MATERIA DI IMPOSTE SUL REDDITO 

E SUL PATRIMONIO FIRMATA A VIENNA IL 24 NOVEMBRE 2004  

 

 

 

 

 

 

La Repubblica d’Austria 

 

e  

 

la Repubblica di San Marino,  

 

 

DESIDEROSE di concludere un Protocollo ed un Protocollo Aggiuntivo di 

emendamento alla Convenzione in materia di Imposte sul Reddito e sul Patrimonio, 

firmata a Vienna il 24 novembre 2004 (qui di seguito "la Convenzione"), 

 

 

Hanno concordato quanto segue: 
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Articolo 1 

 

L’Articolo 26 della Convenzione è sostituito da quanto segue: 

 

“ARTICOLO 26 

Scambio di Informazioni 

 

1.  Le autorità competenti degli Stati Contraenti si scambieranno le informazioni 

che sono prevedibilmente pertinenti per applicare le disposizioni della presente 

Convenzione o all’amministrazione od attuazione delle leggi interne relative alle 

imposte di ogni genere e denominazione prelevate per conto degli Stati Contraenti, o 

delle loro suddivisioni politiche od enti locali, nella misura in cui la tassazione che tali 

leggi prevedono non è contraria alla Convenzione. Lo scambio di informazioni non 

viene limitato dagli Articoli 1 e 2.  

 

2.  Le informazioni ricevute ai sensi del paragrafo 1 da uno Stato Contraente 

saranno tenute segrete, analogamente alle informazioni ottenute in base alla 

legislazione interna di detto Stato e saranno comunicate soltanto alle persone od 

autorità (ivi compresi i tribunali e gli organi amministrativi) incaricate dell’accertamento 

o della riscossione delle imposte previste al paragrafo 1, delle procedure o dei 

procedimenti concernenti tali imposte, delle decisioni di ricorsi presentati per tali 

imposte, o della supervisione di quanto sopra. Dette persone o le predette autorità 

utilizzeranno tali informazioni soltanto per questi fini. Esse potranno servirsi di queste 

informazioni nel corso di udienze pubbliche di tribunali o nei giudizi. Fatto salvo quanto 

precede, le informazioni ricevute da uno Stato Contraente possono essere utilizzate 

per altri scopi allorquando tali informazioni possono essere utilizzate per altri scopi ai 

sensi della legislazione di entrambi gli Stati e l’autorità competente dello Stato che 

fornisce le informazioni autorizza tale uso. 

 

3.  Le disposizioni dei paragrafi 1 e 2 non possono in nessun caso essere 

interpretate nel senso di imporre ad uno Stato Contraente l’obbligo: 

a. di adottare provvedimenti amministrativi in deroga alla propria legislazione e 

alla propria prassi amministrativa o a quelle dell’altro Stato Contraente; 

b. di fornire informazioni che non potrebbero essere ottenute in base alla propria 

legislazione o nel quadro della propria normale prassi amministrativa o di quelle 

dell’altro Stato Contraente; 
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c. di fornire informazioni che potrebbero rivelare un segreto commerciale, 

industriale, professionale o un processo commerciale oppure informazioni la cui 

comunicazione sarebbe contraria all’ordine pubblico. 

 

4.  Se le informazioni sono richieste da uno Stato Contraente in conformità al 

presente Articolo, l’altro Stato Contraente utilizzerà le proprie misure di raccolta delle 

informazioni per ottenere le informazioni richieste, anche nel caso in cui detto altro 

Stato non necessiti di tali informazioni ai propri fini fiscali. L’obbligo contenuto nella 

precedente frase è soggetto ai limiti imposti dal paragrafo 3, ma tali limitazioni non 

saranno in nessun caso interpretate nel senso di consentire ad uno Stato Contraente di 

rifiutarsi di fornire le informazioni per il semplice motivo che non ha interessi interni nei 

confronti di tali informazioni. 

 

5.  Le disposizioni del paragrafo 3 non possono in nessun caso essere interpretate 

nel senso di permettere ad uno Stato Contraente di rifiutarsi di fornire informazioni per 

il semplice motivo che tali informazioni sono detenute da un istituto bancario, da altro 

istituto finanziario, da prestanome o soggetto che agisce in qualità di agenzia o 

fiduciaria o perché riferite a quote di partecipazione in un soggetto.” 

 

Articolo 2 

 

Il paragrafo 5 dell’attuale Protocollo firmato a Vienna il 24 novembre 2004 unitamente 

alla Convenzione viene cancellato, tuttavia continua ad essere applicabile per i periodi 

di imposta precedenti l’entrata in vigore del presente Protocollo. 

 

Articolo 3 

 

Gli Stati Contraenti si notificheranno, attraverso i canali diplomatici, l’avvenuto 

espletamento di tutte le procedure giuridiche necessarie per l’entrata in vigore del 

presente Protocollo. Il Protocollo entrerà in vigore il primo giorno del terzo mese 

immediatamente successivo alla data di ricevimento dell’ultima notifica di cui sopra. Le 

disposizioni del presente Protocollo si applicheranno con riferimento ai periodi di 

imposta che iniziano a decorrere dal primo gennaio dell'anno solare immediatamente 

successivo a quello in cui il presente Protocollo è entrato in vigore. 
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Articolo 4 

 

Il presente Protocollo, che costituisce parte integrante della Convenzione, resta in 

vigore fintanto che la Convenzione stessa è applicabile. 

 

 

 IN FEDE DI CHE i plenipotenziari dei due Stati Contraenti, debitamente 

autorizzati a tal fine, hanno firmato il presente Protocollo. 

 

 

 FATTO in duplice esemplare a Vienna il 18. 9. 2009 nelle lingue tedesca, italiana 

e inglese, tutti i testi facenti ugualmente fede. In caso di divergenza di interpretazione, 

prevarrà il testo inglese. 

 

 

Per la Repubblica 

d’Austria: 

Per la Repubblica di  

San Marino: 

 

             Andreas SCHIEDER m.p.                     Elena MOLARONI m.p.  
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PROTOCOLLO AGGIUNTIVO 

 

Al momento della firma del Protocollo di emendamento alla Convenzione in materia di 

Imposte sul Reddito e sul Patrimonio firmata a Vienna il 24 novembre 2004, conclusa 

in data odierna fra la Repubblica d’Austria e la Repubblica di San Marino, i sottoscritti 

hanno convenuto che le seguenti disposizioni sono parte integrante del Protocollo. 

 

Articolo 1 

 

Ad Articolo 26  

 

1.  L’autorità competente dello Stato richiedente fornisce le seguenti informazioni 

all’autorità competente dello Stato richiesto allorquando inoltri una richiesta di 

informazioni ai sensi della Convenzione, per dimostrare la prevedibile pertinenza delle 

informazioni alla richiesta: 

a. l’identità della persona oggetto di indagine o investigazione; 

b. una dichiarazione delle informazioni ricercate, compresa la loro natura e la 

forma in cui lo Stato richiedente desidera ricevere le informazioni dallo Stato 

richiesto; 

c. il fine fiscale per cui vengono ricercate le informazioni; 

d. i motivi in base ai quali si ritiene che le informazioni richieste siano detenute 

dallo Stato richiesto, ovvero siano in possesso o sotto il controllo di una 

persona nella giurisdizione dello Stato richiesto; 

e. il nome e l’indirizzo di ogni persona che si ritiene sia in possesso delle 

informazioni richieste; 

f. una dichiarazione che lo Stato richiedente ha utilizzato tutti i mezzi disponibili 

nel proprio territorio per ottenere le informazioni, ad eccezione di quelli che 

comporterebbero difficoltà eccessive. 

 

2.  Resta inteso che lo scambio di informazioni di cui all’Articolo 26 non include 

misure che costituiscono indagini esplorative (“fishing expeditions”). 

 

3.  Resta inteso che il paragrafo 5 dell’Articolo 26 non impone agli Stati Contraenti 

di scambiarsi informazioni su base spontanea o automatica. 

 

BGBl. III - Ausgegeben am 22. April 2010 - Nr. 38 5 von 6

www.ris.bka.gv.at



4.  Resta inteso che – oltre ai suddetti principi – per l’interpretazione dell’Articolo 

26 vengono considerati anche i principi stabiliti nei Commentari OCSE.  

 

Articolo 2 

 

Il presente Protocollo Aggiuntivo, che costituisce parte integrante della Convenzione, 

resta in vigore fintanto che la Convenzione stessa è applicabile. 

 

 

 IN FEDE DI CHE i plenipotenziari dei due Stati Contraenti, debitamente 

autorizzati a tal fine, hanno firmato il presente Protocollo Aggiuntivo. 

 

 

 FATTO in duplice esemplare a Vienna il 18. 9. 2009 nelle lingue tedesca, italiana 

e inglese, tutti i testi facenti ugualmente fede. In caso di divergenza di interpretazione, 

prevarrà il testo inglese. 

 

 

Per la Repubblica 

d’Austria: 

Per la Repubblica di  

San Marino: 

 

 

             Andreas SCHIEDER m.p.                     Elena MOLARONI m.p.  
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PROTOCOL 

BETWEEN 

 

THE REPUBLIC OF AUSTRIA 

AND 

THE REPUBLIC OF SAN MARINO 

 

AND ADDITIONAL PROTOCOL 

AMENDING THE CONVENTION WITH RESPECT TO TAXES ON INCOME AND ON 

CAPITAL  

SIGNED AT VIENNA ON 24 NOVEMBER 2004  

 

 

 

 

 

The Republic of Austria 

 

and 

 

the Republic of San Marino 

 

 

DESIRING to conclude a Protocol and an Additional Protocol amending the 

Convention with respect to Taxes on Income and on Capital, signed at Vienna on 24 

November 2004 (hereinafter referred to as "the Convention"), 

 

 

Have agreed as follows: 
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Article 1 

 

Article 26 of the Convention shall be replaced by the following: 

 

“ARTICLE 26 

Exchange of Information 

 

1. The competent authorities of the Contracting States shall exchange such 

information as is foreseeably relevant for carrying out the provisions of this Convention 

or to the administration or enforcement of the domestic laws concerning taxes of every 

kind and description imposed on behalf of the Contracting States, or of their political 

subdivisions or local authorities, insofar as the taxation thereunder is not contrary to the 

Convention. The exchange of information is not restricted by Articles 1 and 2.  

 

2.  Any information received under paragraph 1 by a Contracting State shall be 

treated as secret in the same manner as information obtained under the domestic laws 

of that State and shall be disclosed only to persons or authorities (including courts and 

administrative bodies) concerned with the assessment or collection of, the enforcement 

or prosecution in respect of, the determination of appeals in relation to the taxes 

referred to in paragraph 1, or the oversight of the above. Such persons or authorities 

shall use the information only for such purposes. They may disclose the information in 

public court proceedings or in judicial decisions. Notwithstanding the foregoing, 

information received by a Contracting State may be used for other purposes when such 

information may be used for such other purposes under the laws of both States and the 

competent authority of the supplying State authorises such use. 

 

3.  In no case shall the provisions of paragraphs 1 and 2 be construed so as to 

impose on a Contracting State the obligation: 

a. to carry out administrative measures at variance with the laws and 

administrative practice of that or of the other Contracting State; 

b. to supply information which is not obtainable under the laws or in the normal 

course of the administration of that or of the other Contracting State; 

c. to supply information which would disclose any trade, business, industrial, 

commercial or professional secret or trade process, or information, the 

disclosure of which would be contrary to public policy (ordre public). 
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4.  If information is requested by a Contracting State in accordance with this Article, 

the other Contracting State shall use its information gathering measures to obtain the 

requested information, even though that other State may not need such information for 

its own tax purposes. The obligation contained in the preceding sentence is subject to 

the limitations of paragraph 3 but in no case shall such limitations be construed to 

permit a Contracting State to decline to supply information solely because it has no 

domestic interest in such information. 

 

5.  In no case shall the provisions of paragraph 3 be construed to permit a 

Contracting State to decline to supply information solely because the information is 

held by a bank, other financial institution, nominee or person acting in an agency or a 

fiduciary capacity or because it relates to ownership interests in a person.” 

 

Article 2 

 

Paragraph 5 of the existing Protocol signed at Vienna on 24 November 2004 together 

with the Convention shall be deleted, but continue to be applicable for the taxable 

periods prior to the effect of this Protocol. 

 

Article 3 

 

The Contracting States shall notify each other, through diplomatic channels, that all 

legal procedures for the entry into force of this Protocol have been completed. The 

Protocol shall enter into force on the first day of the third month next following the date 

of the receipt of the latter of the notifications referred to above. The provisions of this 

Protocol shall have effect with regard to taxable periods beginning on or after 1 

January of the calendar year next following the year of the entry into force of this 

Protocol. 

 

Article 4 

 

This Protocol, which shall form an integral part of the Convention, shall remain in force 

as long as the Convention itself is applicable. 
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IN WITNESS WHEREOF the plenipotentiaries of the two Contracting States, duly 

authorised thereto, have signed this Protocol. 

 

 

DONE in duplicate at Vienna on 18. 9. 2009 in the German, Italian and English 

languages, all the texts being equally authentic. In case of any divergences of 

interpretation, the English text shall prevail. 

 

 

For the Republic of 

Austria: 

For the Republic of 

San Marino: 

 

             Andreas SCHIEDER m.p.                     Elena MOLARONI m.p.  
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ADDITIONAL PROTOCOL 

 

At the moment of signing the Protocol amending the Convention with respect to Taxes 

on Income and on Capital signed at Vienna on 24 November 2004, this day concluded 

between the Republic of Austria and the Republic of San Marino, the undersigned have 

agreed that the following provisions shall form an integral part of the Protocol. 

 

Article 1 

 

Ad Article 26  

 

1.  The competent authority of the applicant State shall provide the following 

information to the competent authority of the requested State when making a request 

for information under the Convention to demonstrate the foreseeable relevance of the 

information to the request: 

a. the identity of the person under examination or investigation; 

b. a statement of the information sought including its nature and the form in which 

the applicant State wishes to receive the information from the requested State; 

c. the tax purpose for which the information is sought; 

d. grounds for believing that the information requested is held in the requested 

State or is in the possession or control of a person within the jurisdiction of the 

requested State; 

e. the name and address of any person believed to be in possession of the 

requested information; 

f. a statement that the applicant State has pursued all means available in its own 

territory to obtain the information, except those that would give rise to 

disproportionate difficulties. 

 

2.  It is understood that the exchange of information provided in Article 26 does not 

include measures which constitute “fishing expeditions”. 

 

3.  It is understood that paragraph 5 of Article 26 does not require the Contracting 

States to exchange information on a spontaneous or automatic basis. 
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4.  It is understood that – in addition to the above mentioned principles – for the 

interpretation of Article 26 the principles established in the OECD Commentaries shall 

be considered as well.  

 

Article 2 

 

This Additional Protocol, which shall form an integral part of the Convention, shall 

remain in force as long as the Convention itself is applicable. 

 

 

IN WITNESS WHEREOF the plenipotentiaries of the two Contracting States, duly 

authorised thereto, have signed this Additional Protocol. 

 

 

DONE in duplicate at Vienna on 18. 9. 2009 in the German, Italian and English 

languages, all the texts being equally authentic. In case of any divergences of 

interpretation, the English text shall prevail. 
 

 

For the Republic of 

Austria: 

For the Republic of 

San Marino: 

 

             Andreas SCHIEDER m.p.                     Elena MOLARONI m.p.  
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2013 Ausgegeben am 13. August 2013 Teil III 

227. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik San Marino zur Abänderung 
des Zusatzprotokolls zum am 18. September 2009 unterzeichneten Protokoll 
zur Abänderung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und 
der Republik San Marino auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen samt Protokoll 

 (NR: GP XXIV RV 2136 AB 2239 S. 193. BR: AB 8927 S. 819.) 

227. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages samt Protokoll wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 

B-VG wird genehmigt. 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik San Marino zur 
Abänderung des Zusatzprotokolls zum am 18. September 2009 unterzeichneten Protokoll 

zur Abänderung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Republik 
San Marino auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt 

Protokoll1 
[Österreichische Eröffnungsnote in deutscher Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[Österreichische Eröffnungsnote in italienischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[Österreichische Eröffnungsnote in englischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[San-marinesische Antwortnote in deutscher Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[San-marinesische Antwortnote in italienischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[San-marinesische Antwortnote in englischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 

 
Die Mitteilungen über die Erfüllung der für das Inkrafttreten erforderlichen innerstaatlichen 

Voraussetzungen wurden am 27. März bzw. 13. Juni 2013 abgegeben; das Abkommen tritt daher mit 
1. September 2013 in Kraft. 

Faymann 

                                                           
1 Kundgemacht in BGBl. III Nr. 208/2005 idF BGBl. III Nr. 38/2010. 
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